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Sitzungsnummer: GR/19/2024
Bearbeiter: AL AL Riedler Christoph
E-Mail: gemeinde@seewalchen.eu

VERHANDLUNGSSCHRIFT

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates

der Marktgemeinde Seewalchen a.A, am Donnerstag, den 23.05.2024 um 19:00 Uhr

im Rathaussaal, Rathausplatz 1 , 4863 Seewalchen am Attersee.

Anwesende:

ÖVP - Fraktion

FPÖ - Fraktion

SPÖ - Fraktion

1. BGM. Bgm. Gerald Egger, MBA ÖVP
2. VBGM Klaudia Haberl ÖVP
3. GR. Gerald Filimon ÖVP
4. GR. Markus Muhr ÖVP
5. GR. Ing. Harald Mayrhofer ÖVP
6. GR. Ing. Martin Günther ÖVP
7. GR. Peter Reiter ÖVP
8. GR. Jakob Moser ÖVP
9. GR. Mag. Maria Dachs ÖVP
10. GR. Sebastian Kritzinger ÖVP
11. GRE. Barbara Katrin Leithner-Mekiska ÖVP Vertretung für Markus Kitzberger
12. GRE. Dieter Hölzli ÖVP Vertretung für Frau Gudrun Melik
13. GR. Mag.Dr. Bernhard Roither ÖVP

14. GV. Karin Hemetsberger FPÖ
15. GR. Mag. Erich Kaniak FPÖ
16. GR. Mag. Irene Autengruber FPÖ
17. GR. Bernhard Niedermayr FPÖ
18. GRE. Liane Mangold FPÖ Vertretung für Herrn Siegfried

Schmuck

19. VBGM Jürgen Kirchberger SPÖ
20.GV. Ing. Kurt Berger SPÖ
21. GR. Kerstin Zoister SPÖ
22.GR. Harald Huber SPÖ
23. GR. Rudolf Stockinger SPÖ
24.GR. Ursula Klein SPÖ
25. GR. Aleksandar Jovanovski SPÖ
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Grüne - Fraktion

Schriftführer

Zuhörer: 2

Bei der Bürgerfragestundemeldet sich:

Keine Wortmeldungen bei der Bürgerfragestunde.

Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass

a) die Sitzung vom ihm einberufen wurde;

b) die Sitzung im Sitzungsplan enthalten ist und die Verständigung hierzu an alle
Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich (per Mail bzw. Post) am
16.05.2024 unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;

c) die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am gleichen Tage
öffentlich kundgemacht wurde;

d) die Beschlussfähigkeit gegeben ist;

e) dass die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 21.03.2024 bis zur heu-
tigen Sitzung während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgel-
egen ist, während der Sitzung zur Einsicht noch aufliegt und gegen diese Verha-
ndlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden kön-
nen.

f) Als Schriftführer für die Sitzung wird der Amtsleiter Christoph Riedler bestimmt.

g) Für die Unterfertigung der letzten Verhandlungsschrift vom 21.03.2024 werden
folgende Gemeinderatsmitglieder der Fraktionen bekannt gegeben:

Für die ÖVP-Fraktion: Vizebürgermeisterin Klaudia Haberl
Für die SPÖ-Fraktion: GV. Ing. Kurt Berger
Für die FPÖ-Fraktion: GV. Karin Hemetsberger
Für die GRÜNE-Fraktion: GV. Claudia Hauschildt-Buschberger

I. B E R I C H T E

a) Ankauf Material für Katastrophenschutz und Straßensperren, um einen möglichst
effektiven Ablauf im Falle von Straßensperren oder Katastrophensituationen zu

26.GV. Claudia Hauschildt-Buschberger GRÜNE
27. GR. Dr. Siegfried Gierlinger GRÜNE
28.GR. Mag.a Ursula Kölblinger GRÜNE
29.GR. Dr. Dunja Lamatsch GRÜNE
30.GR. Dipl.-Ing. Leonhard Eitzinger-La-

nge
GRÜNE

31. GR. Mag. Bernhard Strauch GRÜNE

AL. Christoph AL Riedler, MSc
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gewährleisten, hat die Gemeinde entschieden, zusätzliches Material anzukaufen.
Dies beinhaltet Scherengitter, Verkehrszeichen sowie Halterungen für flexible Be-
schilderungen. Diese Ressourcen stehen allen drei Feuerwehren zur Verfügung und
werden am Bauhof gelagert, um im Bedarfsfall schnell zugänglich zu sein. Darüber
hinauswurden klare organisatorischeAbläufe festgelegt, umbei unmittelbar droh-
enden Gefahren und damit verbundenen Straßensperrungen aufeinander abges-
timmt und effektiv zu handeln. Zusätzlich wurden für den Hochwasserschutz Sa-
ndsäcke beschafft, die am Bauhof gelagert werden und im Ernstfall eingesetzt we-
rden können. Diese Maßnahmen sollen die Effizienz und Zusammenarbeit zwi-
schen den Feuerwehren und der Gemeinde in Krisensituationen verbessern.

b) In der Verbandsversammlung im Jänner 2024wurde der Hebesatz der SHV-Umlage
28,5 % der Finanzkraft beschlossen. Dies bedeutet, dass sich die Gemeinde
70.000,00 € erspart.

c) Projekt: Starke Kinder werden die Leistung der Psychologin über „Seewalchner
helfen Seewalchnern“ abgewickelt. Es handelt sich hier zwar um keine Einzelgesp-
räche, jedoch behandelt es die psychosoziale Gesundheit der Kinder auf der Basis
erlebter Gewalt und Mobbing, welche wir im Vorfeld durch Fragebögen an Lehrer,
Eltern und Kinder ausgewertet haben. Auf Basis dieser Auswertungen werden die
Szenen vorbereitet und mit den Lehrern abgesprochen. Die Kosten in der Höhe von
1.170,00 € wurden am 24.04.2024 in der WhatsApp Gruppe GV zugesagt.

d) Frau Altendorfer teilte am 06.05.2024 mit, dass Sie, denn den Mietvertrag für die
Strandbadwohnung gekündigt hat.

e) Blumenschmuck auf der Agerbrücker wird zwischen Tourismusverein und der
Gemeinde Schörfling finanziert.

f) Fahrradservicestelle vom ÖAMTC wurde gratis zur Verfügung gestellt und wurde
beim Rathaus montiert.

g) Am 07.05.2024 fand ein Radvernetzungstreffen in Gampern statt. Ziel ist übergeo-
rdnete Planung von Radwegen zu sichern.

h) Am 06.05.2024 fand ein Treffen zwischen Bgm. Gerald Egger, Erwin Lörracher, Ma-
rkusMüllegger und DI Volker Dienst (Architektur) inWien statt. Eswird ein Angebot
über die Kosten eines Wettbewerbes erstellt.

i) Der Segelclub Kammersee erhielt vom LR –Markus Achleitner eine Sportförderung
in der Höhe von 1.800,00 € für Landes- und Staatsmeisterschaften.

j) DieMüll – und Biotonnen kosten im Verkauf 35.00 € für die Bürgerinnen und Bürger
ab 13.05.2025.

II. B E S C H L Ü S S E D E S G EM E I N D E V O R S T A N D E S

a) Verwendung des Erlöses des Verkaufes des alten Feuerwehrauto Steindorf für die
Anschaffung von Helmen und Einsatzgeräten.

b) Für die Strandbadsaison 2024 wurden folgenden Bedienstete aufgenommen:
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Kassiererin Claudia Schneider für 30 Wochenstunden
Kassiererin Kerstin Spolenak-Bauer für 30 Wochenstunden
Kassiererin Elina Lisa Hellmann für 20 Wochenstunden
Bademeister Reinhard Herndl für 7,75 Wochenstunden
Bademeister Marco Holzinger für 30 Wochenstunden
Reinigungskraft Gherghina Ienea-Fauru für 30 Wochenstunden

c) Herrn Jakob Schiemer wird ab 1.9.2024 als Lehrling zum Lehrberuf Verwaltungsas-
sistent im Marktgemeindeamt Seewalchen aufgenommen.

d) Vergabe - zusätzliche Grabungsarbeiten Kanalsanierung BA 25 in der Höhe von
25.612,01 € netto an die Firma Niederndorfer vergeben.

e) Vergabe - Errichtung Parkplatz FF – Kematingwurde die Vergabe an den Bestbieter
der Auftrag in der Höhe von 59.280,00 € an die Firma Niederndorfer vergeben.

f) Vergabe - Erstellung eineswasserrechtlichen Einreichprojektes Bräuwiese die Ers-
tellung des Projektes für die wasserrechtlicher Bewilligung in der Höhe von
5.296,09 € an die Firma DLP zu vergeben.

g) Vergabe - Erstellung eineswasserrechtlichen Einreichprojektes zur nachträglichen
Bewilligung der Regenwasserkanäle Litzlberg 2 wurde der Honorarkostenvoran-
schlag für die Erstellung eines wasserrechtlichen Einreichoperats zur nacht-
räglichenwasserrechtlichen Bewilligung der Regenwasserkanäle Litzlberg 2 in der
Höhe von 15.495,48 € beschlossen.

h) Abschluss Übereinkommen der Beleuchtungsanlage B151, km 5,530 im Bereich der
Eisenbahnkreuzung (Rosenau) für die Errichtung eines neuen Verteilers.

III. T A G E S O R D N U N G

1. BUDGET
1.1. Verwendung der Mittel der Gebührenbremse 2024
1.2. Verwendung der Sonder-Bedarfszuweisungsmittel 2024

2. PROJEKTE
2.1. Grundsatzbeschluss - Neuerrichtung Kindergarten & Landesmusikschule
2.2. Zukunftsprofil der Marktgemeinde Seewalchen

3. FÖRDERWESEN
3.1. Ansuchen um Subention für PRO Beach Battle 2024
3.2. Ansuchen umWirtschaftsförderung Fa. Lenzing Plastics
3.3. Ansuchen um finanzielle Unterstützung Dr. Alexandra Angerer

4. RAUMORDNUNG
4.1. Flächenwidmungsplan-Änderung Nr. 19 - Egger - Beschlussfassung
4.2. Ediktalverfahren Bebauungspläne - ÖNORM B-1800 - Beschluss
4.3. Bebauungsplan Nr. 67 "Haining 3" - Beschlussfassung

5. INFRASTRUKTUR & VERKEHRSANGELEGENHEITEN
5.1. Anpassung - Gebührenmodell Parkraumbewirtschaftung Strandbadparkpl-

atz
5.2. Antrag auf Veranlassung der grundbücherlichen Durchführung gem. § 15,

Grundteilung Hölzli
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IV. P R O T O K O L L

1. BUDGET

Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Sachverhalt:
Mit Schreiben vom 13.03.2024, IKD-2023-399349/29-Li wurden den Gemeinden die Rich-
tlinien zum Gebührenbremse-Gesetz 2024 übermittelt. Im Zuge der Voranschlagserst-
ellung für das Jahr 2024 wurde den Gemeinden bereits mitgeteilt, dass auf Grund der ak-
tuellen hohen Teuerung die Gebühren für Abfall, Wasser und Abwasser möglichst nicht
erhöht werden sollten und dass der Bund den Gemeinden dafür eine Entschädigungsz-
ahlung in Aussicht stellt. Diese Entschädigungszahlung wurde Ende März durch das Land
OÖ an die Gemeinden ausbezahlt und beträgt für die Marktgemeinde Seewalchen Euro
95.311,00. Die Richtlinien sehen vor, die Mittel entweder in Form der Gewährung eines pri-
vatrechtlichen Zuschusses an die Gemeindebürger aufzuteilen oder aber gemäß Punkt
4.2 die Mittel im jeweiligen Betrieb zu belassen, da bereits im Zuge der Voranschlagserst-
ellung die Gebühren für Abfall und Abwasser für das Jahr 2024 nicht erhöht wurden. Mit
denMitteln aus der Gebührenbremse könnten die Kosten der Zonenüberprüfung der Zone
2 (Auftragsvergabe Euro 106.000 Euro) zweckgebunden finanziert werden.

Finanzierung:
NVA 2024

Antrag:
Der Bürgermeister stellt auf Grund der einstimmigen Empfehlung im GV den Antrag, die
Mittel in der Höhe von 95.311,00 € aus der Gebührenbremse 2024 (Richtlinien - IKD-2023-
399349/29-Li) der laufenden Gebarung für das Finanzjahr 2024 zuzuführen und diese
zweckgebunden für die Zonenüberprüfung (Zone 2) der Abwasserentsorgung zu verwe-
nden.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Richtlinien

5.3. Gestattungsvertrag - Erweiterung Parkplatz Freiwillige Feuerwehr Kemating
5.4. Grundsatzbeschluss - Grundstücksankauf Litzlberger Straße

6. VERTRAG
6.1. Verlängerung Vereinbarung Bewirtschaftung landwirtschaftliches Grundst-

ück in Haining an Frau Heitzinger-Gruber Daniela
6.2. Verlängerung Gestattungsvereinbarung Jagdgesellschaft
6.3. Verlängerung Pachtvertrag Haitzinger Günther und Martina

7. ALLFÄLLIGES

1.1. Verwendung der Mittel der Gebührenbremse 2024
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Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Sachverhalt:
Mit Datum vom 24.04.2024 (IKD-2024-134393/2-LI) wurden der Marktgemeinde Seew-
alchen die Richtlinien für die Gewährung der Sonder-Bedarfszuweisungsmittel für das
Jahr 2024 mitgeteilt. Die Verwendung der Mittel in der Höhe von Euro 155.100,00 obliegt
der Entscheidung des Gemeinderates. Die Mittel können entweder
 einer Rücklage zugeführt werden oder
 zur Bedeckung von Abgängen der laufenden Geschäftstätigkeit oder
 zur Verwendung für ein investives Einzelvorhaben
verwendetwerden. Da für die Sanierung bzwOptimierung der Straßenbeleuchtung im ge-
samten Gemeindegebiet für heuer noch mit einem Investitionsvolumen von rund Euro
300.000,00 gerechnet werden muss, ergeht die Empfehlung, die Sonder-Bedarfszuwei-
sungsmittel 2024 für das Vorhaben „Straßenbeleuchtung-Energieoptimierung“ zu verw-
enden.

Finanzierung:
NVA 2024

Antrag:
Der Bürgermeister stellt auf Grund der einstimmigen Empfehlung im GV den Antrag, die
Sonder-Bedarfszuweisungsmittel 2024 (IKD-2024-134393/2-LI) in der Höhe von Euro
155.100,00 für das investive Vorhaben „Straßenbeleuchtung-Energieoptimierung“ zu ve-
rwenden.

Beschluss: einstimmige Annahme

2. PROJEKTE

Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Sachverhalt:

Gegenüberstellung Sanierung oder Neubau
Pfarrcaritas Kindergarten und Landesmusikschule Seewalchen

Variante 1: Neubau des Pfarrcaritas Kindergartens und der Landesmusikschule in einem
gemeinsamen Konzept am Standort Bildungscampus, bei gleichzeitigem Verkauf der
LMS.

1.2. Verwendung der Sonder-Bedarfszuweisungsmittel 2024

2.1. Grundsatzbeschluss - Neuerrichtung Kindergarten & Landesmusikschule

Beschreibung Gesamtkosten Förderung Eigenmittel

Neubau KIGA lt. Entwurf ZT
Gebetsberger - netto (Vorsteuerabzug)

€ 3.566.700 € 2.746.359 € 820.341

Neubau LMS lt. Entwurf ZT
Gebetsberger - brutto

€ 2.832.000 € 1.755.840 € 1.076.160

Containerlösung& Entsorgung für
KIGA (Schätzung) brutto

€ 250.000
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Variante 2: Umfassende Sanierung der beiden Gebäude Pfarrcaritas Kindergarten und
Landesmusikschule.

Zusätzliche Förderung KPC für
Holzbauweise (Schätzung)

€ 300.000 - € 300.000

Verkauf LMS lt. Gutachten Dr. Häupl
brutto

- € 1.600.000

Eigenmittel Gemeinde gesamt € 246.501

Vorteile:
 Wirtschaftlich sinnvollste Lösung.
 Vielfältige Synergien durch Schaffung eines gemeinsamen Standortes.
 Stärkung und Ausbau des „Bildungscampus Seewalchen“.
 Nutzung gemeinsamer Infrastruktur wie Parkplätze usw.
 Effiziente Nutzung des vorhandenen Raums durch verdichtetes Bauen.
 Topmoderne und nachhaltige Bauweise auf dem neuesten Stand der Technik.
 Erreichen maximaler Energieeffizienz (z.B. beide Einrichtungen werden durch ein

Heizsystem –Wärmepumpe – versorgt).
 Errichtung eines gemeinsam nutzbaren Raums für Veranstaltungen und Aufführungen
 Bereitstellung einer topmodernen Arbeitsumgebung für Mitarbeiter entsprechend der

pädagogischen Standards.
 Planungsoffenheit beim Neubau gegeben – keine Bindung an alte bauliche Strukturen wie

bei einer Sanierung.
 Umfang und Ausmaß der erforderlichen baulichen Eingriffe in beiden Gebäuden sprechen

eindeutig für einen Neubau.
 Keine Notwendigkeit für eine zwischenzeitliche Umsiedelung der Musikschule.
 Nach erfolgter Rücksprache sprechen sich sowohl die Belegschaft des Kindergartens als

auch die der Musikschule eindeutig für die Neubauvariante aus.

Nachteile:
- Manchen in der Bevölkerung fällt der Verkauf der LMS aus emotionalen Gründen schwer.
- Veränderung des Ortsbildes durch Verkauf der Musikschule.

Beschreibung Gesamtkosten Förderung Eigenmittel

Sanierung KIGA (ohne 5.
Gruppenraum) Lt. Gutachten Land OÖ -
netto

€ 2.215.000 € 1.705.550 € 509.450

Sanierung LMS (Schätzung)
brutto

€ 2.250.000 € 1.395.000 € 855.000

Umsiedelung LMS (Zwischenlösung)
Schätzung - brutto

€ 50.000

Containerlösung& Entsorgung für
KIGA (Schätzung) - brutto

€ 250.000

Zusätzliche Förderung Sanierung
(Schätzung)

€ 300.000 - € 300.000

Eigenmittel Gemeinde gesamt € 1.364.450

Vorteile:
 Erhaltung des Gebäudes (Landesmusikschule)
 Keine Veränderung des Ortsbildes
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Fazit:

Nach sorgfältiger Abwägung der Vor- und Nachteile sowie der wirtschaftlichen Aspekte

beider Varianten, sprechen sich sowohl der Bürgermeister, der Gemeindevorstand als

auch der Amtsleiter eindeutig für Variante 1 aus. Die klare Sachlage und die Überlegenheit

der Vorteile desNeubaus in der geplanten Formhaben zu dieser Entscheidung geführt. Di-

ese Wahl wird nicht nur den Bedürfnissen der Bildungseinrichtungen gerecht, sondern

stärkt auch den Bildungscampus Seewalchen und bietet langfristige Vorteile für die Gem-

einde.

Es handelt sich beim Foto nur um einen Entwurf – Machbarkeitsstudie und es wird noch

alles neu geplant.

Wortprotokoll:

GRin Irene Autengruber fragt, ob es schon einmal angedacht worden sei, die Volksschule
auch als Musikschule zu nutzen. Man habe eine ganz neue Volkschule und jetzt rede man
von einem Neubau der Landesmusikschule, die ja nur an Nachmittagen Dienst habe und
Volksschule sei ja nur am Vormittag. Man baue nun ein neues Gebäude, sie frage, warum
das nicht gehe.

Nachteile:
- Unsichere Finanzierung.
- Starke Bindung der Planung an vorhandene Struktur. Dadurch ist eine Modernisierung des

Raumkonzepts unter Beibehaltung der Grundsubstanz nur eingeschränkt möglich.
- Eine adäquate Lösung gemäß dem pädagogischen Bedarf im Kindergarten gestaltet sich

bei einer Sanierung schwieriger, da ein umfassender Umbau erforderlich ist, der über eine
herkömmliche Sanierung hinausgeht und eher einem Neubau entspricht. Dies führt zu
Herausforderungen bei der Umsetzung von aktuellen pädagogischen Standards.

- Fehlen von Synergien und fehlende zukunftsweisende Investition in den Bildungscampus
- Höherer finanzieller Aufwand bei schlechterer qualitativer Ergebnisqualität.
- Fehlen eines gemeinsamen Veranstaltungsraums und gemeinsamer Nutzung von

Infrastruktur.
- Wesentlich niedrigeres Potenzial zur Energieeinsparung – hohe Erhaltungskosten

(insbesondere für die Heizung der Musikschule) bleiben bestehen.
- Die Belegschaft der Musikschule und des Kindergartens sprechen sich gegen die

Sanierungslösung aus.
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Vizebürgermeisterin Klaudia Haberl entgegnet, dass man eine Ganztagsschule sei.

GRin Irene Autengruber meint daraufhin, dass doch nicht alle Räume besetzt seien. Dies
seien nur ca. 25 Kinder und es seien ja 16 Klassenräume.

Vizebürgermeisterin Klaudia Haberl antwortet, weil es teilweise sie betreffe und sie auch
vom Fach sei. Man habe jetzt schon Probleme mit der Ganztagsschule und der Volks-
schule, weil teilweise in der Volksschule es so laufe, dass diese die Klassen voll räumen
würden und die Sachen drinnen hätten und das Miteinander selbst mit der Ganztages-
schule oft schon ein Problem sei undwirklich Gespräche brauchewie die Direktorengesp-
räche, der Amtsleiter würde dies bestätigen, dass das Miteinander von den Räumlichkei-
ten wirklich funktioniere. Sie weise immer wieder auch darauf hin, dass es wichtig sei, es
solle eine Synergie sein, weil die Ganztagsschule auch die Küche mitbenutzen könne, die
Musikräume und soweiter, den Turnsaal. Aber da jetzt auch noch die Landesmusikschule,
die wirklich nicht so klar sei, das könne sie sich nicht vorstellen, dass dies wirklich laufen
würde.

Amtsleiter Christoph Riedler antwortet, dass es ein Raumprogramm für das Ganze gebe,
und da gebe es Akustikräume und Vorgaben und alles, und dies würdeman da nie unterb-
ringen, dies könne er so gleich sagen.

GRin Irene Autengrubermerkt an, dass es eine neue Arbeitswelt gebemit Desksharing und
alles kleiner und jetzt bauemanwieder ein neues Gebäude, was amVormittag leer stünde
und dieswürde amNachmittag gehen. Sie würde dies schon andenken.Wenn Lehrerinnen
und Lehrer sagenwürden, dass dies nichtmit der GTS gehe, dannmüsseman sich an einen
Tisch setzen. Das müsse gehen. Da gehe es um relativ viel Geld. Man baue ein neues Geb-
äude, wobei man eins habe, dass den ganzen Nachmittag, außer eben der GTS, leer stü-
nde.

Amtsleiter Riedler antwortet, dass man hier nun nicht diskutieren könne undman sich das
im Projektausschuss ansehen müsse.

Bgm. Gerald Egger fügt hinzu, dass ein hierzu ein Raumprogramm gebe, man schaue jetzt
schon auf die Synergien in den verschiedenen Bereichen, eben zumBeispiel, sei es ein Lift,
seien es die Vorräume, sei es der Veranstaltungsraumetc., entsprechend zu nutzen. Damit
habe man einen sehr hohen Nutzungsgrad, der Bereiche überschneide und man brauche
Bereich nicht doppelt errichten. Den Rest schaue man sich im Projektausschuss an. Wie
der Amtsleiter schon sagte, allein das Raumerfordernisprogramm sei ein völlig anderes.
Man solle sich die Musikschule ansehen, man solle sich die Schule ansehen, man werde
relativ schnell erkenne, dass dies schwer bis gar nicht möglich sei.

GR Bernhard Strauch merkt an, dass es sein Wunsch gewesen sei, als er dies gelesen
habe, dassman dieses Thema eigentlich imDetail schon im Projektausschuss besprochen
haben hätten sollen. Man habe dies vor ungefähr einem Jahr im Projektausschuss gehabt
und da habe man eigentlich beschlossen, dass man weitere Unterlagen zu jenem Thema
anfordere. Dann sei es in den Gemeindevorstand gegangen und es nun wieder zurück in
den Projektausschuss zu schicken, fände er grundsätzlich okay, aber er persönlich sei der
Ansicht, dass man dies eigentlich schon im Projektausschuss hätte machen sollen.

GR Strauch führt weiter aus, dass sein Verständnis jenes Grundsatzbeschlusses nicht sei,
dassman an diesemTag beschließe, dassman die Landesmusikschule abreiße. Er glaube,
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dass man beschließe, dass man überprüfe, was man mache – hinsichtlich auch dessen,
welche wirtschaftlichen Möglichkeiten man habe. Ungeachtet dessen, er wolle niema-
ndem widersprechen, aber falls jemand irgendwo herkomme und sage, er könne etwas
umbauenoder adaptieren, dann sieman sicherlich nicht verschlossen gegenüber solch ei-
ner Möglichkeit. Dazu sei er sehr positiv.

Amtsleiter Riedler entgegnet, dass er grundsätzlich zum Projektausschuss sagen wolle,
dass einmal darüber geredet worden sei, aber so lange das Okay vom Gemeinderat nicht
komme, dass man in diese Richtung gehe, er keinen Projektausschuss mit der Ausarbei-
tung dieses Riesenprojektes beauftragen würde. Wenn der Gemeinderat nein sagen wü-
rde, dann seien die ganzen Stunden umsonst gewesen. Nun habe man das Okay und man
könne sich im Detail beschäftigen und damit arbeiten. Aber vorher irgendetwas ausarbei-
ten halte er nicht für gescheit.

Bgm. Egger ergänzt, dass dasGremium, das strategische Entscheidungen treffe, der Gem-
eindevorstand zur Vorbereitung für den Gemeinderat sei. Dieser könne es dann beschlie-
ßen oder auch nicht. Das strategische Gremium sei der Gemeindevorstand. Nun habeman
den Status, da gebe es eine Machbarkeitsstudie. Nun habe man einmal das Go, dass dies
überhaupt laut dem Raumerfordernisprogramm funktioniere von den Flächen und den
Ausmaßen. Das Strategie-Meeting habe man erst gehabt, jene Klausur und in der Zeit sei
es gar nichtmöglich gewesen, weiter zumachen. Abgesehen davon gebe es bis dato einen
Auftrag an den Projektausschuss. Dort habe man auch die Zahlen, Daten, Fakten entspr-
echend mit zusammengetragen. Dies sei auch alles noch gar nicht da gewesen zu dem
Zeitpunkt, also Machbarkeitsstudie, Gutachten und die Werte.

GRin Ursula Kölblingerwolle nur daran erinnern, sie habe sich die Unterlagen zur Agenda,
die im Gemeinderat gewesen sei, angesehen und das sei gestanden, Sicherung von öffen-
tlichen Schlüsselimmobilien für ein neues Ortszentrum von Seiten der Gemeinde. Ent-
wicklung einer Vision und eines Umsetzungsplans zur Realisierung unter Einbindung aller
Stakeholder. Und das sei mit 100% vom Gemeinderat bestätigt worden.

Bgm. Egger antwortet, dass sich grundsätzlich das Ortszentrum hinter ihm befinde und
dies im Kern relativ klar definiert gewesen sei, auch in der Gruppe. Das zweite sei die Sich-
erung der Schlüsselimmobilien, richtig. Man könne nun gerne darüber reden, was man
sich alles leistenwolle. Manmüsse es irgendwie gegenfinanzieren. Dazu sei das Gremium
nicht der Agendaprozess, sondern dazu sei das Gremium der Gemeindevorstand und in
weiterer Folge dann der Gemeinderat. Und dort würden dann die demokratischen Proze-
sse dementsprechend abgewickelt, dassman sichmöglichst viel aus demAgendaprozess
leisten könne.

GV Kurt Berger sagt, dass er glaube, dass man an diesem Tag grundsätzlich den Schritt
gehen solle, dassmaneinenGrundsatzbeschluss fasse, damitmandas Themawirklich in-
tensiv angehen könne. Er glaube auch, dass mit dem Konsens, den man, wie er glaube, je-
tzt im Vorstand noch getroffen habe vor der Sitzung für die Formulierung, genau jene Pu-
nkte, die verschiedenartig angeschnittenworden seien, wirklich entsprechend prüfe. Man
beschließe an diesem Tag grundsätzlich, dassman einen neuen Kindergarten brauche. Da
seien sich alle einig. Man wisse auch, dass er dort sein solle. Man glaube, dass man eine
Musikschule bauche. Es werde nun wirtschaftlich noch überlegt, ob dies womöglich am
alten Standort eine wirtschaftliche Lösung der Sanierung sein könne. r persönlich glaube,
dass es nicht so sei, dass die Landesmusikschule,wenn es sich in denAusschüssen herau-
sstelle, dass dies keine sinnvolle Sache sei, dass es ordentlich und vernünftig sei, die Mu-
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sikschule und den Kindergarten am gemeinsamen Standort zu bauen. Grundvorausse-
tzung dafür sei, dass man den Bebauungsplan ändere. Genau diese Dinge habe man nun
alle drinnen. Wenn man an diesem Tag beschließe, dass man grundsätzlich diesen Weg
gehen wolle, dann glaube er, dass man einen Konsens gefunden hätte, mit dem alle leben
könnten. Er persönlich sei einer jener, der sage, er möge auf jeden Fall von der Musik-
schule die Fassade erhalten.Sollte in den verschiedenen Gremien aus irgendwelchen Grü-
nden demokratisch andere Entscheidungen herbeigeführt werden, werde auch er damit
lebenmüssen. Er glaube nämlich, dassman eines derwenigenwirklich alten Gebäude von
der Optik her erhalten sollte. Natürlich sei unter Umständen der finanzielle Rahmen dann
ein anderer. Das müsse man gemeinsam abwägen, was dann wirklich passiere. Aber mit
dem Konsens, der jetzt vorgeschlagen sei, glaube er, könne man die Wege entsprechend
auf den Weg bringen und dann dadurch eine vernünftige Lösung zusammenbringen. Und
daswürde ihn freuen, wennman diesenWegweiter so gemeinsamwiemöglich gehen kö-
nne.

GR Erich Kaniak stimme ganz zu über den Projektausschuss. Man habe im Projektaus-
schuss nicht nur Ideen entwickelt, sondern habe, soviel er herausgehört habe, man könne
ihmnichtwidersprechen, eine Zusammenführung der Projekte, die für die Gemeinde anst-
ünden. Da sei die Musikschule, der Kindergarten, wo man festgestellt habe, dass er nicht
gleich zusammenbreche und man könne doch, was wisse er. Wenn einer schreibe, Feuer
am Dach oder Not voraus, dass dies eine subjektive Meinung sei, aber keine objektive.Er
freue sich, dass man damals Veranstaltungszentrum, Ortszentrum, Verkehrsplanung, all
diese Dinge reingeworfen habe undman sei, so viel er wisse, zu dem Konsens gekommen,
dass man hier einen enormen Parkplatzbedarf habe, den man schon an diesem Standort
nicht habe. Es sei denn, man nehme die „Pfarrerbroaten“, oder dies, wasman als Fitnessc-
enter aufgebaut habe. Nebenbei bemerkt, sei der Zustand kurz gesagt, erbärmlich. Jener
Konsens, dassman eine große Lösung finde, sei das Ideale, weilman alle Fliegen auf einen
Schlag treffen würde und zwar rational über Parkplätze und Verkehr und die Anfahrm-
öglichkeiten. Und nicht schon wieder die, man sei schon glücklich, wenn man schnell ha-
ndle, denn dies sei eh ganz selten in einer Gemeinde, da werde viel geredet. Da komme
dann noch das Veranstaltungszentrum dazu und das Ortszentrum und der Verkehr. Es nü-
tze ja nichts, wenn man eine wunderschöne Geschichte baue und dann würden sich die
Leute tot treten oder müssten einen Wandertag machen. Dies müsse integriert werden,
das mache jede Gemeinde, die ein größeres Projekt habe, das multifunktional sei, das di-
ese Grundprobleme löse. Das sei das Entscheidende, wenn man ein Segment herausn-
ehme, daswichtig sei, aber dann habeman keine Endlösung, sondern habe sich ein weite-
res Problem geschaffen.

Bgm. Egger bedankt sich bei GR Kaniak, dass diese dies schon so wohlwollend aufgen-
ommen habe, dass man dort schon die ganzen Parkplätze habe, die man dann nutzen kö-
nne, vor allem am späten Nachmittag und Abend, deswegen habeman es ja auch dort hin
gegeben. Fitnesspark, er glaube, am Dienstag werde der Ring getauscht.

Amtsleiter Riedler entgegnet, dass dies schon fertig sei.

GR Leo Eitzinger-Lange wolle nur einen kleinen Wunsch anbringen. Er spreche immer
gern von Nachhaltigkeit. Die Landesmusikschule, wie diese im derzeitigen Zustand sei, sei
nachhaltig nicht weiter zu betreiben. Noch weniger nachhaltig sei allerdings, seiner Mei-
nung nach, wenn man die ohnehin schon schwindenden Gemeindeobjekte weiterhin für
die Privatisierung bzw. auch an Privatinvestoren, Prestigeobjekte, was auch immer, übe-
rgebe. Er würde dieswirklich ganz gernmit einemwasserdichten Fundament aus demPr-
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ojektausschuss finanziell auch hinterlegt haben, wo man stehe, was für Möglichkeiten
man habe, um irgendwie, so sehr es auch ein Wunschgedanke sei, von einem Verkauf des
Objekts an und für sich abzusehen. Das heiße aber für ihn nicht unbedingt, dass dieMusik-
schule drinnen sein müsse oder was auch immer. Er sage nur in 20, 30 Jahren stehe die
nächste Sanierung oder etwas anderes an, aber dann habe man das Objekt nicht mehr. In
40, 50 Jahren wolle man etwas für den Ortskern haben und dann sei das ein Privatinves-
tor? Nachhaltig wäre, wenn man das, was man haben, irgendwie in Gemeindeeigentum
behaltenwürde. Er hoffe, dass der Projektausschuss wirklich evidenzbasierte, super Arb-
eit leiste, dass man zu einer Lösung komme.

GR Siegfried Gierlinger gibt an, sich zu freuen, dass es zu diesem Konsens gekommen sei.
Er habe in der Fraktionssitzung zum ersten Mal davon gelesen und er habe vorher davon
gar nichts mitbekommen, dass hier etwas im Laufen gewesen sei und er sei ziemlich pe-
rplex gewesen. Dass man so großartige und zukunftsweisende Themen vier Tage vor der
Gemeinderatssitzung ist für ihn einwenig überraschend gewesen und zwar auch, dass di-
eses Projekt in eine Richtung einwenig getrimmt gewesen sei. Er finde es super, dassman
den Projektausschussweiterzudenken. Für ihn sei es ganzwichtig, dassman in diesen Pr-
ojektausschuss auch alle anderen offenen Fragenmit hineinpacke. Manmüsse nur überl-
egen, man habe ein altes Feuerwehrdepot und einen alten Kultursaal. Dies sei mitten im
Zentrumein ideales Projekt, auch dies zu verkaufen. Hierwürde er eher einen Verkauf zus-
timmen, dies sei keine Schmuckimmobilie. Oder man schaue sich den Stallinger an. Man
habe mehrere Sachen, die anstünden, die man anpacken könne, dass man da etwas wi-
rklich Großes, Größeres angehe. Keine Parkplätze, dafür sei er sicher nicht zu haben.

GVin Claudia Hauschildt-Buschbergerwolle sich bedanken, vor allem beim Gemeindevors-
tand, dass man es geschafft habe, eine Formulierung betreffend der Punkte zu finden.
Auch dies, was GV Kurt Berger gesagt habe, können sie unterstreichen, aber auch dies,
was GR Erich Kaniak und GR Siegfried Gierlinger gesagt hätten, dass man dort schon
Sachenbedenkenmüsse.Manhabe denProjektausschuss und die Ausschüsse seien dafür
da, vorzuberaten. Was man auch habe, das sei etwas, was der Gemeinde Seewalchen ein
Alleinstellungsmerkmal liefere, man habe sogar einen Mitarbeiter, der darauf spezialisi-
ert sei, Projekte auszuarbeiten. Sie mache jetzt noch kurz einen Sidestep, da es wieder in
der öffentlichen Diskussion sei. Man habe in der Gemeinde dankenswerterweise eine sch-
öne Bedarfserhebung, was die Kindergarten-Agenda betreffe. Da mache Markus Müll-
egger wirklich eine super Arbeit und dahingehend setze man auch ein großes Vertrauen,
dass alle offenen Fragen und Sachen, die eingebrachtwurden, in diesemAusschuss hoffe-
ntlich behandelt werdenwürden. Die ÖVP habe diesen Projektausschuss sehr hart verha-
ndelt, der sich aber in den letzten drei Jahren als der Ausschuss herausgestellt habe, der
eigentlich am wenigsten tage. Sie wolle noch einmal ein Plädoyer dazu machen, diesen
Ausschuss zu beleben, dennwofür habeman ihn den sonst undman habe auch einenMit-
arbeiter dazu.

Bgm. Eggermerkt an, dass bei den Unterlagen schon die drei Abteilungen relevant gewe-
sen seien. Man habe alles zusammengetragen. Er se froh, dass man für den ÖVP-Aus-
schuss sogar mehr gehabt habe, als damals für den Umweltausschuss, als der in grüner
Hand gewesen sei.

Vizebürgermeister Jürgen Kirchberger führt aus, dass er versuche, ein wenig von der Part-
eipolitik wegzukommen. Er glaube, dies sei ein Projekt, das ihnen als Gemeinde Seew-
alchen gut anstehen werde. Er würde auch die Zusammenfassung, die von allen Fraktio-
nen gekommen sei, deutlich unterstreichen wollen. Er möge noch zwei Sachen ergänzen,
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die ihm persönlich wichtig seien. Einerseits wolle er sich für diesen jetzt schon absehba-
ren großen Konsens bedanken. Er glaube, da habeman gut zusammengearbeitet. Dies kö-
nne er auch von der Klausur nur unterstreichen. Es gehe aber auch um die Menschen, die
dieses künftige Gebäude als Lern- und Lehrgebäude nutzen müssten und dürften.
Nämlich die Lehrerinnen und Lehrer und die Schülerinnen und Schüler dort. Er sei schon
froh, dass man in den Vorgesprächen, mit ihmwurde gesprochen und er habe dort mit ein
paar Menschen gesprochen und die Meinung dort sei schon, dass sie sich mehrheitlich
mehr auf ein neues Gebäude freuen würden, als im Alten sanieren zu müssen. Es biete
doch viele Möglichkeiten. Wenn er ein Musikschullehrer wäre und er könne einen Musikr-
aumnutzen, wowie Akustik stimme, wo die Heizung funktioniere, wo es nicht auf das Kla-
vier tropfe. Das seien so Geschichten und das könne für das Lehrpersonal und die Schüle-
rinnen und Schüler nur ein Riesenbenefit sein. Das müsse ihnen unterm Strich auch Geld
wert sein und das werde es ihnen auch wert sein. Er glaube, dass die Landesmusikschule
überhaupt in Seewalchen sei, sei eine große Auszeichnung. Er denke, die sei auch didakti-
sch und bildungspolitisch ganzwichtig. Abschließend bedanke er sich für die Zusammenf-
assung, er würde diesen Punkten, wie es vorgetragen werde, auch gerne zustimmen.

GR Bernhard Niedermayr sagt, dass es ihm sehr gut gefalle und man gut zusammengea-
rbeitet habe. Er wolle nun in den Raumwerfen, warumman, wennman so ein Projekt ang-
reife, einen Architekten nehme. Er würde mehrere beauftragen, mehrere Architekten, Pr-
eisminderung.

Bgm. Egger entgegnet auch das schon besprochen zu haben. Er wolle ganz grob voraus-
schicken, dass dies eine Machbarkeitsstudie sei.

Amtsleiter Riedlerwirft ein, dass dies gratis gewesen sei.

Bgm. Egger merkt weiter an, dass die Fragen gestellt wurden: Gehe das überhaupt hin?
Schaffe man das flächenmäßig? Man habe pro Gruppe Flächen, die im Garten zur Verf-
ügung stehenmüssten. Gehe das mit einer zusätzlichen Gruppe? Schaffeman das überh-
aupt? In jener Studie sei eben herausgekommen, dass es machbar sei und dies wäre ein
Beispiel gewesen. Mehr sei es nicht. Man habe auch über Fassaden diskutiert, aber da sei
man 20 Schritte zu weit.

GVin Karin Hemetsberger ergänzt, dass ihre Fraktion grundsätzlich schon für einen
Neubau des Kindergartens sei. Dies sei selbstverständlich. Die Landesmusikschule, dass
wüssten alle, der Zustand, die Energiekosten. Sie wolle betonen, dass es im Jahr 2016
schon eine Studie gegeben habe. Sie habe diese Unterlagen mit und wisse nicht, wer sie
noch habe. Der Umbau der Landesmusikschule, diese Kosten hätte man nicht stemmen
können. Dies sei von den f2-Architekten ausgearbeitet worden. Dies sehe wunderbar und
großartig aus, aber sie glaube, dies lasse sich in jenem Stil sicher nicht verwirklichen.

Bgm. Egger fügt hinzu, dass – er habe sich die Quadratmeter nicht angesehen – aber der
Saal sei nur halb so groß wie der Kultursaal, jene Kombination. Dann würden ihnen noch
die 1,5 Millionen fehlen, die alleine in 20 Jahren – man habe an diesem Tag noch einmal
grob drüber gerechnet – alleine 500.000, 600.000 Euro Zinslast wären.

GRin Dunja Lamatschmeldet sich zu Wort und gibt an, sich gerne anschließen zu wollen,
aber auch einen Wunsch äußern zu wollen. Sie sei ja noch nicht so lange hier, aber in der
Zeit, wo sie hier sei, habe sie dasGefühl gehabt, dassman sehr lange zuwarte, und zwar so
lange, bis derNeubau günstiger sei, als die Sanierung. Siewürde sich eigentlichwünschen,
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dass man vielleicht, dies sei ja jetzt eine Komplettsanierung, aber vielleicht wirklich reg-
elmäßig in die Gebäude zu investieren und nicht erst zu dem Zeitpunkt, wo sie verfallen
seien. Das sei vielleicht ein bisschen übertrieben, aber dass man dann halt auch noch et-
wasmachen könne und die Sanierung nicht teurer sei als der Altbau. Für Zukunftsprojekte
würde sie sich das wünschen.

GRErich Kaniakmeldet sich zuWort und spricht die alten Strukturen an, die, wieman fes-
tgestellt habe, nicht zu halten seien, weil die Kosten so hoch seien. Der Platz sei ungeeig-
net für die Besucher und für das Hinkommen. Es habe sich die Zeit geändert. Alle anderen
Orte, die er kenne, hätten eine Zentrale und das wolle man. Man wolle ein Ortszentrum
bilden. Der Platz sei nur die Vorarbeit beziehungsweise das anschließende Stück, woman
jetzt den Fitnessbereich habe. Es sei eine Verschwendung von Flächen, von Ressourcen,
wenn man da eine zweistöckige Tiefgarage hineinbaue, bringe man 400, 500 Autos da
drunter. Das mache Lenzing am Hügel undman hätte eine Ebene. Er sei für die Neubauten
im Gesamten, aber nicht an jenem Platz, der derart belastet sei bzw. so klein sei, dass
jedes Architektenbüro sage, es könne zwar dies hinplanen, aber von deren Seite sei die
Effizienz da nicht zu erreichen. Deswegenmüssemandas,was nun angedachtwerde, ger-
ade neben die Hauptschule in jene Richtung stellen und damit die Chance zu haben, eine
zentrale Bespielung sämtlicher anderer Sachen auch zu erreichen. Wenn dies in einen Pr-
ojektausschuss komme, sei er sei dankbar, dassman einmal die Effizienz versuche und die
Gründe, warum und warum nicht. Es sei alles richtig, er sei froh, dass es so schnell sei,
aberman solle sich doch über 100 oder 200Meter Unterschied, dies ein ganzwesentlicher
Kostenfaktor im Nachhinein sein werde, unterhalten. Er sei ganz dafür, dass man das
machen, aber man müsse das nächste große Projekt mit hineinbeziehen. Wenn man das
nicht mache, kommemanwieder genau in das selbe Theater. Wo sei der Platz?Wo bringe
man es hin? Wieviele Parkplätze habe man? Nichts habe man. Das meine er damit.

GR Leo Eitzinger-Langemerkt an, dass er sich sicher sei, dass der Projektausschuss ge-
nug Kompetenz habe, um ein Mobilitätskonzept auszuarbeiten.

Antrag:
Der Bürgermeister stellt aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung im Gemeindevorstand
die Anträge, für folgende Punkte einen Grundsatzbeschluss zu fassen:

a.) unter Überprüfung der Möglichkeit der Wirtschaftlichkeit die Neuerrichtung des

Kindergartens und der Landesmusikschule auf dem Areal des Kindergartens in

Seewalchen und der Schule sowie den damit verbunden Abbruch des bestehe-

nden Gebäudes des Kindergartens

b.) einen Bebauungsplan für eine maximale 4-geschossige Bebauung auf dem Gru-

ndstück des Kindergartens zu erlassen

c.) den Projektausschuss und in folgende alle weiteren Gremien zu beauftragen, die

Überprüfung der Möglichkeit der Wirtschaftlichkeit die Neuerrichtung des Kinde-

rgartens und der Landesmusikschule auf dem Areal des Kindergartens auszuarb-

eiten und dem Gemeinderat zu Beschlussfassung erneut vorzulegen

Beschluss: einstimmige Annahme
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Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Sachverhalt:
Der Agenda-Zukunft Prozess befindet sich mit der Formulierung des Zukunftsprofils in
seiner Schlussphase. Das Zukunftsprofil entstand in enger Zusammenarbeit mit der Bev-
ölkerung und stellt eine Zusammenfassung derwesentlichen Zielsetzungen dar, die wäh-
rend der Bürgerbeteiligungsveranstaltungen erarbeitet wurden. Es soll als grundlegende
Orientierung für die Entwicklung der Gemeinde dienen und Seewalchen zu einem noch
lebenswerteren Ort machen. Durch die gemeinsame Festlegung von Zielen und Anspr-
üchen werden verbindliche Leitlinien für die Gemeindepolitik geschaffen, die auch über
den Abschluss des Prozesses hinaus Bestand haben sollen. Neben den langfristigen Ent-
wicklungsperspektiven für die kommenden Jahre, zeigt es weiters auch bereits untern-
ommene Schritte zur Umsetzung auf. Der Gemeinderat hat die wichtige Aufgabe das
Zukunftsprofil zu beschließen. Der Gemeinderatsbeschluss stellt eine Voraussetzung für
den Erhalt der Projektförderung dar!

Ein Kriterium für die Qualität eines Zukunftsprofils liegt darin, dass es von der Gemeinsch-
aft gerne genutzt wird. Daher ist es von großer Bedeutung, dass nach dem Beschluss alle
Einwohner über den Inhalt informiert werden. Das Zukunftsprofil wird sowohl in gedruck-
ter als auch digitaler Form der Öffentlichkeit zugänglich gemacht, um sicherzustellen,
dass alle Bürger über die gemeinsame Vision, die zukünftigen Themen und Ziele informi-
ert sind.

Antrag:
Der Bürgermeister stellt aufgrund der einstimmigen Empfehlung im Gemeindevorstand
den Antrag, das vorliegende Zukunftsprofil als gemeinsame Grundlage für die zukünftige
Entwicklung der Gemeinde zu beschließen.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Zukunftsprofil der Marktgemeinde Seewalchen

3. FÖRDERWESEN

Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Sachverhalt:
Die Sportunion Aichkirchen unter Obmann Christoph Berger hat wiederum um finanzielle
Unterstützung für die Durchführung des PRO Beach Battle von 4. bis 7. Juli 2024 ange-
sucht. In seinem Ansuchen vom 20.10.2023 ersucht er um Förderung in der Höhe von Euro
5.000,00. Die letzten Jahre wurde immer eine Subvention von Euro 4.000,00 gewährt –
auch heuer sind deswegen Euro 4.000,00 budgetiert.

2.2. Zukunftsprofil der Marktgemeinde Seewalchen

3.1. Ansuchen um Subention für PRO Beach Battle 2024
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Wortmeldungen:

GR Siegfried Gierlinger führt aus, dass es bereits in der Fraktionssitzung diskutiert wu-
rde. Er sei der Meinung, dass dies eine tolle Veranstaltung sei, es sei was los in Seew-
alchen und dies ihm gut gefalle. Auf der anderen Seite gebe es auch Anrainer, die sich
aufgrund des Lärms belästigt fühlen, er merke es ja selber auch, er sei ja auch Anrainer.
Lange schlafen gebe es nicht, aber okay, das gehöre dazu. Er habe nichts dagegen, wenn
einmal etwas los sei, so oft sei dies ja nicht. Natürlich hätten andere damit Probleme, aber
dies solle nicht der Grund sein,warummanes nichtmache.Manhabe insgesamt eine Zus-
timmung gefunden, was in seiner Fraktion jedoch diskutiert wurde, sei die Höhe der Subv-
ention. Er kenn die finanzielleWahrheit der Veranstaltung nicht. Er denke aber, eine so gr-
oßeVeranstaltungmit einer Riesenliste Subventionen von allenmöglichen Sponsoren, die
dort auf der Homepage seien, dort stünden eine Menge. Er denke, dass es hier dann nicht
unbedingt auch noch die Gemeinde brauche. Man stelle ja eh alles Nötige zur Verfügung
und da jetzt noch groß zu subventionieren, in Zeiten, wo es der Gemeinde eh nicht super
gehe und man überall vom Sparen rede, wäre es gut wenn man den Haushaltsstift oder
Budgetstift ansetzen würde. Andere Veranstaltungen in der Gemeinde würden ja auch
nicht in dieser Höhe subventioniert. Aus demGrundwürde er den Gegenantrag stellen, die
Höhe der Subventionen auf 1.000 Euro zu reduzieren.

Vizebürgermeister Jürgen Kirchberger gibt an, dass die Höhe von 4.000 Euro für ihn
schon in Ordnungwäre. Er sehe dies aus sportlicher undmarketingtechnischer Sicht inte-
ressant. Er sehe es aber auch aus einem anderen Punkt interessant. Wenn man hier den
Benchmark setze mit 4.000 Euro für eine einzelne Veranstaltung, dann sei das für ihn
schon eine Summe, die er dann, wenn ein regionaler Verein komm, wo das ganze Jahr ehr-
enamtlich gearbeitet werde, mit ganz vielen Kindern aus Seewalchen, wenn es z.B. den SK
Kammer betreffe oder den ATSV, dann sei das für ihn ein Summe, wo er sage, das sei eine
einmalige Veranstaltung gewesen, dies könne nur die Unterkante für einen Verein sein,
der das ganze Jahr mit unseren Kindern arbeite. Deswegen wäre er gar nicht so traurig,
wenn man die Summe nicht reduziere, sondern so lasse und in zukünftigen Entscheidu-
ngen, wenn es dann darum gehe, Subventionen für die Vereine, für unsere Kinder und Jug-
endlichen, die das ganze Jahr betreut würden, dann wird das, worauf er sage, jedenfalls
darauf fußen. Deswegen sei dies sein Zugang zu diesen4.000 Euro, das lasse er so stehen.

GR Erich Kaniak sagt, dass dies eine Frage der Bewertung sei, wie er vorhin schon gesagt
habe. Wenn man das bewerte und eine dementsprechende Lobby habe, kriege man den
Betrag, vor allen Dingen wenn sich die Lobbyisten von der höchsten Stelle aus sich nach
unten bewegenwürden. Der Herr Bürgermeister habe bei Subventionen damals auch den-
selben Vorgang gemacht, 5.000, nein, aber 3.000, das konnte er sich vorstellen. Das heiße,
mit anderenWorten, um das Gesicht zu wahren gegenüber den lokalen Vereinen, die auch
ihre Wünsche hätten und sagen würden, wir seien von dort, die anderen würden etwas
kriegen, wir würden nichts kriegen oder würden abgespeist. Das sei damals, um dies in
Erinnerung zu rufen, das Klimtzentrum gewesen, wo die Gemeinde Schörfling 5.000 Euro
und man auch den Antrag hatte und dann auf seine (zum Bürgermeister gewandt), man
habe dann gemeint 3.000 Euro wären genug. Wichtig sei, wenn man eine Benchmark se-
tze, dass man dann den anderen schwer sagen können, nein, das sei er nicht wert. Das sei
das Problem. Man habe genug Vereine, die man gar nicht mehr subventioniere. Er würde
sich anschließen zu sagen, dass man den Betrag etwas verringere, dass man einen guten
Willen habe, aber trotzdem die Benchmark niederer setze. Das tue ihm (dem Bürgermeis-
ter) gut. Man habe nicht viel Dank von der internationalen Presse, sondern man habe es
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gemacht. Die Gemeinde habe einen Willen gezeigt, aber nicht in einem Umfang, als wenn
man die Spendierhosen anhabe.

Bgm. Egger antwortet, dass der Hintergrund sei, dass man 4.000 Euro budgetiert habe
und deswegen gingeman auf 4.000 Euro und nicht auf eine Erhöhung. Dasmüsseman bei
der nächsten Budgetsitzung diskutieren, ob man sich so etwas vorstellen könne oder
nicht.

GVin Karin Hemetsberger gibt an, mit Befremden gelesen zu haben, dass diese sich erl-
auben würden, von 4.000 auf 5.000 Euro anzusuchen. Ihrer Meinung nach gebe es dort
sehr sehr viele Sponsoren. Sie würden Eintrittsgelder bekommen, sie hätten dort eine Be-
wirtung und es sei ein wenig unverschämt, dies nun auf 5.000 Euro zu erhöhen. Sie finde
das einfach nicht richtig und habe da den Spargedanken. Sie glaube, die Gemeinde rudere
genug. Man müsse wirklich für jeden Euro dankbar sein, den man nicht ausgeben müsse.
Sie müsse ehrlich sagen, sie stimme dagegen, sie würde sagen, dieses Mal gar nichts.

Vizebürgermeisterin Klaudia Haberl wolle noch etwas sagen, da sie da eigentlich schon
sehr lange involviert sei. Sie glaube, es seien schon Diskussionen im Vorstand unter dem
vorhergehenden Bürgermeister unter Johnny Reiter gewesen, der diesen Sportevent sehr
unterstützt habe und sehr dafür gewesen sei. Siemüsse sagen, dass das Sportevent in di-
esen Jahren wirklich über die Grenzen hinaus gewachsen seien. Sie werde von sehr sehr
vielen Leuten angesprochen, dass da jawieder ein Volleyball-Event sei und dass dies sen-
sationell sei, wie diese geführt und gemacht werde, wie das in den verschiedenenMedien
publiziert werde. Der einzige Nachteil sei, und daraufweiseman auch hin, dass dies in den
Medien oft mit Litzlberg, Litzlberg würden sie ja oft nicht mit Seewalchen verbinden und
man sei herangegangen, dass nun auch Seewalchen mehr vorkomme. Sie finde, das sei
eine ganz ganz tolle Werbung für Seewalchen, Litzlberg und so weiter. Natürlich gebe es
auch Anrainer. Meistens habe sie da Bürgermeistervertretung und diemeistenwürden bei
ihr anrufen. Sie sehe das aberwie GRGierlinger. Es tue sich eh sowenig, wennman Große-
vents habe, solche habe man nicht viel. Dies sei dann vielleicht noch das King of the lake.
Sie spreche von sportlichen Großevents. Sie sei der Meinung, diese gehören unterstützt
und gemacht. Ansuchen könneman immer ummehr, frech oder nicht frech, fragen koste ja
nichts. 4.000 Euro habe man budgetiert und sie finde, die Veranstaltung sei dies wert. Sie
möchte diese als Gemeinde auch finanziell unterstützen. Ob es sonst so viel Unterstü-
tzung gebe, das wisse sie nicht. Weil GR Gierlinger sage, dass man diese als Gemeinde eh
schon so unterstütze, sie finde dies eigentlich nicht wirklich. Diese würden sich alles all-
eine machen.

GR Niedermayr erklärt, dass er auch dagegen stimmen werde. Er glaube nicht, dass man
jemandem 4.000 Euro in den Arsch hineinschieben müsse, der genug Geld habe. So wie
Vizebürgermeisterin Klaudia Haberl angeschnitten habe, dass man wenigstens das mit
Seewalchen einmal hinbekomme und dies sei in den Medien publik. Sein Zugang sei ganz
anders dazu, denn eigentlich müssten diese etwas bezahlen, um die Veranstaltung
machen zu dürfen.

Vizebürgermeisterin Haberl entgegnet, dass GR Niedermayr einmal so eine Veranstaltung
machen solle und dann sehe er, was ihm bleibe.

Bgm. Egger ergänzt, dass eine Million budgetiert werde.
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GVin Hauschildt-Buschberger führt aus, dass es GR Gierlinger bereits angesprochen habe
undman es in der Fraktionssitzung diskutiert habe. Man habe sich parallel dazu die Hom-
epage aufgemacht. Dort seien sehr viele Sponsoren aufgeführt vom letzten Jahr, die Gem-
einde Seewalchen allerdings nicht undman habe im letzten Jahr 4.000 Euro gegeben. Das
finde sie unangenehm. Man gebe 4.000 Euro, viele Sponsoren würden dort stehen, aber
die Gemeinde stehemit 4.00 Euro nicht dort. Sie frage sich, ob die Grenze vielleicht 40.000
Euro sei, dassman dort ein Logo bekomme. Das finde sie befremdlich und das habeman in
der Fraktion als befremdlich empfunden. Dies sei das eine. Sie finde es auch super, dass
die Veranstaltung da ist. Deshalb auch 1.000 Euro als Anerkennungsbeitrag. Obwohl sie
sagen müsse, was sie irritiere, das seien immer diese Hubschrauberhubflüge. In Zeiten
wie diesen wisse sie nicht, ob das unbedingt noch sein müsse und ob man darüber reden
könne, dass der Hubschrauber kreise. Das Beach Battle an sich finde sie super. Das sei
logisch vertretbar, aber diese Hubschrauberhubflüge seien etwas ätzend, ehrlich gesagt
und dass das Gemeindelogo nicht drauf gewesen sei.
Bgm. Egger entgegnet, dass das Logo sogar am Schiedsrichterturm gewesen sei und dort
sei sogar Seewalchen gestanden. Dies sei Punkt eins. Punkt zwei sei, dass man an diesem
Tag abstimme, obman Sponsor sei und Punkt drei sei, dass auf der Homepage nur jene Sp-
onsoren im fünfstelligen Bereich angeführt seien. Er werde aber mit ihnen reden, dass er
das tue, weil er habe die Gemeinde zumBeispiel auch auf den Richterturm gegeben. Da sei
man nicht bei 4.000 Euro, da sei man bei einem Vielfachen davor.

GVinHauschildt-Buschberger antwortet, dass sie das eh gesagt habe undwenn das die Gr-
enze sei, gebe es sehr viel Geld aus den Sponsorbeiträgen.

Bgm. Egger antwortet, dassman dies aber auch brauche, umauf ein Budget vonweit über
eine Million kommen könne.

GR Peter Reitermeldet sich zu Wort und gibt an, beim ATSV Seewalchen zu sein. Er sei in
der Sektion Volleyball dabei. Er habe diese Sache schon von Anfang an mitverfolgt. Der
ATSV selber habe am Anfang kleine Events gemacht, A-Cup und solche Sachen. Herr Be-
rger, der jetzt das Beach Battle veranstalte, habe damals auch beim ATSV Seewalchen ge-
spielt. Dieser habe damals die Idee gehabt, die größer in die Hand zu nehmen. Aus dieser
Sache sei dann eigentlich jener Event entstanden. Er finde, dass dies eine super Sache ge-
wesen sei, wirklich eineWerbung für Seewalchen. Er glaube schon, dass sich dieser zumi-
ndest eine Anerkennung vom Ort auch verdiene. Wie oft das sei, das müsse die Gemeinde
entscheiden, aber er glaube es sei auch, wenn so eine Veranstaltung stattfinde. Und er gl-
aube, dies sei so ziemlich die größte Veranstaltung im Ort.

GRinKölblinger fragt, ob es eine Einsicht in die Finanzen gebe, damit man wisse, wozu di-
ese 4.000 Euro bräuchten.

GR Bernhard Strauch fügt an, wie bereits erwähnt wurde, dass man es vielleicht schaffe,
dassman als Sponsor irgendwo erwähnt werdenwürde. Das Zweite sei, dass er und auch
alle anderen vomPrüfungsausschuss und dermit den Finanzen beauftragtenwürden alle
dazu einladen, bevor das Budget beschlossen werden würde, sich zu melden und zu
sagen, man brauche Unterlagen dazu, welche Vereine würden gesponsort und warum
mache man das. Er glaube, das Budget wurde dieses Jahr einstimmig beschlossen. Die
Zahlen würden vorliegen. Deshalb finde er sich an diesem Tagen persönlich dazu ve-
rpflichtet. Er finde es auch eine gute Veranstaltung und könne mit den 4.000 Euro leben.
Aus seinerWarte habemandas imBudget beschlossen. Es gebe keine Veränderung zu den
Tagen, an denen man das Budget beschlossen habe. Es sei nichts anderes als vor sechs
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Monaten. Wenn man, und da sei er auch dafür, dass man die lokalen Vereine besser oder
anders unterstütze. Er glaube, dass alle offen dafür seien, dass man bei der nächsten
Budgeterstellung sich das einmal anschaue, ob man andere Veranstaltungen, Vereine
oderwas auch immer, andere Geldmittel zur Verfügung stellen könne. Er glaube aber, dass
der geeignete Rahmen hierfür das Budget sei. Dann wisse man, wieviel man übrig habe.

Gegenantrag:
Dr. Siegfried Gierlinger stellt den Gegenantrag, die Subvention auf 1.000,00 € zu reduzie-
ren.

Beschluss:mehrheitliche Ablehnung
Für den Antrag: Mag. Erich Kaniak, Dr. Gierlinger Siegfried, Mag. Ursula Köblinger
Hauschildt-Buschberger Claudia, Dr. Lamatsch Dunja, DI Eitzinger- Lange Leonhard

Antrag:
Der Bürgermeister stellt den Antrag, dem Gemeinderat die Empfehlung auszusprechen,
der Sportunion Aichkirchen für die Durchführung des PROBeach Battle 2024 eine Subven-
tion in der Höhe von Euro 4.000,00 zu gewähren.

Beschluss:mehrheitliche Annahme
Gegenstimmen: Karin Hemetsberger, Mag. Autengruber Irene, Niedermayr Bernh-
ard, Mangold Liane, Huber Harald, Dr. Gierlinger Siegfried, Mag. Ursula Köblinger
Stimmenthaltung:Mag. Kaniak Erich, Hauschildt-Buschberger Claudia, Dr. Lamat-
sch Dunja

Anlagen:
Ansuchen

Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Sachverhalt:
Mit Datumvom04.03.2024 ist das Ansuchen der Fa. Lenzing Plastics aufWirtschaftsförd-
erung/Kommunalsteuerförderung (datiert mit 29.02.2024) per Email bei uns amMarktg-
emeindeamt eingelangt. Die Förderrichtlinien betreffend Wirtschaftsförderung wurden
dem Geschäftsführer nachweislich am 25.10.2023 per Email übermittelt. Die Frist für die
Antragstellung per 1.3. des Folgejahres wurde vom Finanzabteilungsleiter ebenso telefo-
nisch bekanntgeben. Folglich ist das Ansuchen um Wirtschaftsförderung für das Jahr
2023 verspätet eingelangt. Laut eingereichter Kommunalsteuer-Jahreserklärung beträgt
die Bemessungsgrundlage für dieWirtschaftsförderung 2023 Euro 70.666,07. Laut Förde-
rrichtlinien würde somit die Wirtschaftsförderung für das Jahr 2023 Euro 35.333,03 betr-
agen (im 2. Jahr 50 % der Bemessungsgrundlage). Die Wirtschaftsförderung wurde im
VA2024 mit Euro 34.000,00 budgetiert.

Wortprotokoll:
GR Claudia Hauschild Buschberger fragt ob es bei einer Gebarungsprüfung eventuell Pr-
obleme für die Gemeinde gibt?

AL Riedler Christoph sagt, es ist ja eine freiwillige Förderung. Der Gemeinderat hat dar-
über entschieden.

3.2. Ansuchen umWirtschaftsförderung Fa. Lenzing Plastics
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Antrag:
Der Bürgermeister stellt auf Grund der einstimmigen Empfehlung im Gemeindevorstand
den Antrag, der Firma Lenzing Plastics eineWirtschaftsförderung für das Jahr 2023 in der
Höhe von Euro 35.333,03 zu gewähren.

Beschluss:mehrheitliche Annahme
Stimmenthaltung:Mag. Erich Kaniak

Anlagen:
Ansuchen Lenzing Plastics, Kommunalsteuer-Erklärung 2023, Übermittlung der Förder-
richtlinien, Förderrichtlinien

Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Sachverhalt:
Mit Datum vom 01.03.2024 ist das Ansuchen von Dr. Alexandra Angerer betreffend fina-
nzielle Unterstützung für die Einrichtung bzw Adaptierung ihrer Ordination für Allgemei-
nmedizin eingelangt. Die geschätzten Kosten für die Adaptierung der Ordination belaufen
sich lt. gegenständlichem Ansuchen auf rund Euro 116.000. Die Kosten entstanden laut
Ansuchen aus dem Umbau der Einliegerwohnung, welche jetzt als Therapieraum genutzt
wird, sowie durch die aufwändigen Ab- und Rückbauarbeiten der Sicherheitssysteme.

Finanzierung:
Zukunftsrücklage - NVA2024

Antrag:
Der Bürgermeister stellt auf Grund der einstimmigen Empfehlung im Gemeindevorstand
den Antrag, Frau Dr. Alexandra Angerer eine finanzielle Unterstützung für die Adaptierung
der Ordination für Allgemeinmedizin in der Höhe von Euro 6.000,00 mit der Bedingung zu
gewähren, dass die Ordinationmindestens 5 Jahre an demStandort geführtwerdenmuss,
ansonsten ist der Zuschuss an die Marktgemeinde zurückzuzahlen.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Ansuchen

4. RAUMORDNUNG

Berichterstatter: Planungsausschussobmann Ing. Harald Mayrhofer

Der Berichterstatter berichtet, dass der Gemeinderat in seiner Sitzung am 15.02.2024 un-
ter TOP 6.2 den einstimmigen Grundsatzbeschluss über die vorliegende Änderung Nr. 19
des Flächenwidmungsplanes Nr. 5/2020 gefasst hat. Er führt weiters aus, dass die Notw-
endigkeit der Änderung Nr. 19 des Flächenwidmungsplanes Nr. 5/2020 im Grundsatzbe-
schluss des Gemeinderates vom 15.02.2024 ausführlich behandelt und dargelegt worden
ist.

3.3. Ansuchen um finanzielle Unterstützung Dr. Alexandra Angerer

4.1. Flächenwidmungsplan-Änderung Nr. 19 - Egger - Beschlussfassung
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Mit Kundmachung vom 19.02.2024wurde gemäß § 33 Abs. 2 Oö. ROG 1994 die Absicht den
Flächenwidmungsplan Nr. 5/2020 für einen Teil der Ortschaft „Steindorf“ neu aufzust-
ellen, durch 4-wöchigen Anschlag mit der Aufforderung kundgemacht, dass jeder, der ein
berechtigtes Interesse glaubhaft machen kann, seine Planungsinteressen beim Marktg-
emeindeamt schriftlich bekannt geben kann. Gleichzeitig wurde mit Verständigung vom
19.02.2024 gemäß § 33 Abs. 2 Oö. ROG 1994 den Ämtern und Behörden innerhalb von 8
Wochen Gelegenheit gegeben, ihre Stellungnahme beim Marktgemeindeamt einzubri-
ngen. Ebenso wurde mit Verständigung vom 19.02.2024 gemäß § 36 Abs. 4 Oö. ROG 1994
den von der Planänderung Betroffenen Gelegenheit gegeben, ihre Stellungnahme innerh-
alb von 4Wochen beimMarktgemeindeamt einzubringen. Dabei wurden die Grundstücks-
undMiteigentümer und Nachbarn im 10-m-Bereich nach den Bestimmungen des § 31 Abs.
1 Z 1 Oö. Bauordnung 1994 zu der von der Umwidmung betroffenen Parzellen Nr. 1292/1
und 3420/2 (wird neu geschaffen), KG Seewalchen, in das Verfahren miteinbezogen. Es
ergeben sich bei diesen aber keine Änderungen in der Flächenwidmung, jedoch sind diese
im Rahmen der Bürgerbeteiligung im Hinblick auf die Korrektur jedenfalls zu beteiligen.

Mit Schreiben (Email) vom 05.03.2024 die ÖBB mit, dass kein Einwand besteht.

Mit Schreiben vom 04.03.2024 teilt die Netz Oö GmbH – Gasmit, dass kein Einwand gegen
die geplante Umwidmung besteht.

Mit Schreiben vom 28.02.2024 teilt die Netz Oö GmbH – Strom mit, dass kein Einwand
gegen die geplante Umwidmung besteht.

Mit Schreiben (Email) vom 14.03.2024 teilt die Wildbach- und Lawinenverbauung, Herr DI
Dr. Bitterlich, mit, dass sich die beiden Grundstücke sich außerhalb eines Wildbachei-
nzugs-gebietes und auch außerhalb einer Wildbachgefahrenzone sowie eines Vorbeh-
alts- und Hinweisbereiches befinden. Die geplante Änderung steht daher nicht im Wider-
spruch zum öffentl. Interesse am Schutz von Wildbachgefahren. Die Umwidmungsfläche
wird nach der Oö Hangwasserhinweiskarte jedoch massiv von Hangwässern erfasst. Auf
die Handlungs-anleitung „Beurteilung von Hangwasser im Raumordnungs- und Bauverf-
ahren“ bzw. „Umgang mit Hangwasser bei der Flächennutzung“ wird dazu verwiesen.
Mit Schreiben vom 27.03.2024 wird vom zuständigen Raumordnungssachverständigen
des Amtes der Oö. Landesregierung, Direktion für Landesplanung, wirtschaftliche und lä-
ndliche Entwicklung, Abteilung Raumordnung/Örtliche Raumordnung, Herr Dipl.-Ing Th-
omas Rockenschaub mitgeteilt, dass (zusammengefasst) die vorliegende Änderung zur
Kenntnis genommen werden kann.
Das Amt der OÖ. Landesregierung, Abt. Naturschutz, Herr DI Locher, teilt in der Stellungn-
ahme vom07.03.2024 zusammengefasstmit, dass keinemaßgeblichen negativen Auswi-
rkungen auf Naturhaushalt oder Landschaftsbild zu erwarten sind. Aus fachlicher Sicht
des Natur- und Landschaftsschutzes kann daher das Umwidmungsverfahren vertreten
werden. Es

Weitere Stellungnahmen sind bei der Marktgemeinde nicht eingelangt.
Alle bei derMarktgemeinde eingelangten Stellungnahmen, sowie die fachliche Stellungn-
ahme des Ortsplaners vom21.12.2023 (Korrektur vom24.01.2024)wurden demPlanungs-
ausschuss übermittelt und somit zur Kenntnis gebracht.
Die Ausschussmitglieder haben sich eingehendmit den einzelnen Stellungnahmen ausei-
nandergesetzt und darüber diskutiert.
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Bezüglich der Stellungnahme derWildabach- und Lawinenverbauung teilt die Sachbearb-
eiterin Frau Binder mit, dass die beantragte Widmungsfläche auf dem neuen Grundstück
Nr. 3420/2 nicht bebaut wird. Das Grundstück dient lediglich dazu, dass Grenzabstände
eingehalten werden können. Bei einer Bebauung auf dem südlich darunter liegenden
Grdst. 1292/1 wird die Hangwasserthematik im Bauverfahren behandelt. Falls erforde-
rlich, werden dementsprechende Maßnahmen gesetzt.

Antrag:
Der Planungsausschussobmann stellt aufgrund des einstimmigenBeschlusses in der Pla-
nungsausschusssitzung am 02.05.2024 den Antrag, dass die Änderung Nr. 19 des rechts-
wirksamen Flächenwidmungsplanes Nr. 5/2020 sowie diese im Plan des Ortsplaners mit
seiner Stellungnahme vom 24.01.2024 vorliegt, vom Gemeinderat beschlossen werden
soll.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Stellungnahmen, Plan

Berichterstatter: Planungsausschussobmann Ing. Harald Mayrhofer

Im Verfahren des Landesverwaltungsgerichtes Zl. LVwG-153081/38/MK/Ake (Beschwe-
rdeführer: Liehmann uA) wurde die Übereinstimmung des Bauvorhabens mit dem Beb-
auungsplan erörtert. Dabei hat sich gezeigt, dass der Bebauungsplan Zitate aus der ÖN-
ORM B 1800 enthält, die -lt. Gericht- eine seit 1.8.2013 nicht mehr in Kraft stehende Fas-
sung dieser Norm wiedergeben. In der aktuell in Kraft stehenden ÖNORM B 1800, Ausg-
abe 2013-08-01 findet sich nunmehr ein Verweis auf die EN 15221-6. Würde man, diesem
Verweis folgend, die EN 15221-6 anwenden, käme man wohl bei der Berechnung der GFZ
zu einem abweichenden Ergebnis. Dieses Ergebnis war bei Erstellung des Bebauungspla-
nes vom Ortsplaner, nach dessen eigenen Angaben, in dieser Form nicht beabsichtigt. De-
rzeit ist die oben bezeichnete Beschwerdesache unterbrochen, da der Bebauungsplan von
LVwG dem VfGH zur Verordnungsprüfung vorgelegt wurde. Unsere weiteren Recherchen
haben ergeben, dass auch andere Bebauungspläne im Gemeindegebiet diese „unklare“
Formulierung enthalten. In Kenntnis dieses Themaswar es geboten, alle betroffenen Beb-
auungspläne zu prüfen und statt dempauschalen Verweis auf die ÖNORMB 1800 eine da-
von unabhängige, eindeutige Regelung zu schaffen. Dadurchwäre gewährleistet, dass für
die weiteren Bauverfahren eine sichere Grundlage gegeben ist. Ansonsten ist anzun-
ehmen, dass die Fragen, die im oben zitierten Verfahren Zl. LVwG-153081/38/MK/Ake
aufgetreten sind, auch in weiteren Verfahren thematisiert werden. Soweit es sich nur um
„begriffsdefinitorische“ Klarstellungen handelt, kann gemäß § 33 Abs 3 Oö. ROG auch eine
nachweisliche Verständigung der betroffenen Grundeigentümer unterbleiben. In diesem
Fall reicht die Kundmachung.
In der Stellungnahme und im Plan des Ortsplaners wurden alle betroffenen Bebauung-
spläne (inkl. deren Änderung) angeführt, welche das Verfahren umfasst. Eswerden folge-
nde Festlegungen getroffen und Begriffe mit einer Begriffsbestimmung bzw. -definition
hinterlegt:

4.2. Ediktalverfahren Bebauungspläne - ÖNORM B-1800 - Beschluss
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Berechnungsgrundlage GRZ Grundflächenzahl

GRZ Grundflächenzahl

GRZ =

Werden folgende Bergriffe in denBebauungsplänen imZusammenhangmit einer geregel-
ten Größe einer Bebauung verwendet, so gilt für die Begriffe:

überbaute Fläche / bebaubare Fläche / bebaubare Fläche absolut /
bebaubare Fläche der Hauptgebäude / (Mindest-) verbaute Fläche

folgende Begriffsdefinition:

Überbaute Fläche

Ist die über dem angrenzenden Gelände von Hauptgebäuden überbaute Grundstück-
sfläche = Bereich A

· Garagen in Verbindungmit dem Hauptgebäude, welche der geplanten Verwendung
des Gebäudes und der dafür durchschnittlich benötigen Stellplätze entsprechen,
bleiben unberücksichtigt.

· Die Summeder Bereiche B und C dürfen die Festlegung ummax. 20%überschreiten.

Berechnungsgrundlage GFZ Geschoßflächenzahl

GFZ Geschoßflächenzahl

GFZ =

Bruttogeschoßfläche



Seite 24 von 37

Die Bruttogeschoßfläche ist die Summe der Bruttogrundflächen aller Grundrissebenen
eines Hauptgebäudes über dem angrenzenden Gelände.

· Einzurechnen sind Flächen die überdeckt und allseitig in voller Höhe umschlossen
sind. (=Innenräume)

· Loggien:
Einzurechnen sind fünfseitig umschlossene Bereiche und 50% von vierseitig um-
schlossenen Bereichen.

· Ein Kellergeschoß geht zu jenem Anteil in die Berechnung der GFZ ein, wie der An-
teil der äußeren Begrenzungsflächen über dem anschließenden Gelände nach Fe-
rtigstellung liegt.
Ausgenommen sind nicht ansichtswirksame Lichthöfe, Kellerabgänge und Einsch-
nitte für Tiefgaragen.

· Summe der Bruttogrundflächen von Dachgeschoßen.
(Übermauerung mehr als 1,20 m)

GRGierlinger fragt nach, obmanwisse, was die Kosten für diese Adaptierung ausmachen
würden undwenn dies höhere Kosten seien, würde er dochmeinen, dassman den Ortspl-
aner ein wenig in die Pflicht nehmen müsse. Eigentlich wäre dieser ja aus dem Fachgr-
emium, der diese Ausbildung auch mache und dafür bezahlt werde. Wenn dann unklare
Formulierungen seien, die nicht gehaltenwerden könnten oder die Gemeinde in rechtliche
Schwierigkeiten brächte, dann müsste diese Korrektur eigentlich das Fachgremium, der
Ortsplaner, machen. Man sei ja kein Fachgremium und es sei nicht ihre Aufgabe, fachliche
Formulierungen zu überprüfen. Erwisse nicht, ob das gemachtworden sei, sich an denOr-
tsplaner zu wenden und ihm zu sagen, dass dies seine Aufgabe sei, dies zu überprüfen.

Bgm. Egger antwortet, dass die B1800 die Einzige sei, die eigentlich heranzuziehen sei.
Aber selbst dort seien sich die Juristen nicht einig, wie diese auszulegen sind. Ob dann dort
eine Begriffsbestimmung drinnen sei, oder dann die von einer anderen Richtlinie hergen-
ommen werden müsse, weil es dort nicht drinnen sei. Er halte die Arbeit vom Ortsplaner
dort nicht für schlecht. Das sei halt die Bezugsgröße gewesen. Jetzt wissen man, dass es
auch andere Themen sein könnten. Die Kosten wisse er nicht auswendig. Da gehe es nach
der Sinnhaftigkeit, dass man Ungereimtheiten oder mögliche Ungereimtheiten einfach
ausschließe.

GR Harald Mayrhofer ergänzt, dass es auch darum gehe, dass alle Bebauungspläne, die
man jetzt habe, durchsortiert worden sind, weil zwei verschiedenen Sortierungen drinnen
seien. Dass dies nun auf einen rechtlichen Rahmen stoße, das sei eigentlich eine Vereinf-
achung für die Zukunft. Es könne nicht viel kosten. Die Arbeitszeit vomOrtsplaner, um dies
zu schreiben.

GV Berger glaubt, der wesentliche Punkt in diesem Fall sei einfach, dassman die Kriterien
für die paar Berechnungsarten jetzt unabhängig von der B1800 festgelegt habe, damit
man die einzelnen Bebauungspläne nicht alle ändern müsse. Jetzt habe man eine Basis,
unabhängig davon, welcher Rechtsstand von der Gültigkeit der Ö-Norm zu dem Zeitpunkt
gewesen sei, wo der Bebauungsplan erstellt worden sei. Jetzt habe man das alles auf ei-
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nmal gemacht. Das gehe mittels Ediktalverfahren und damit habe man alles im Reinen
und wisse in Zukunft, wie man es zu rechnen habe.

Vizebürgermeisterin Haberl fragt nach, wie das mit den alten Bebauungsplänen sei. Sie
müsse sagen, dass sie da nicht recht durchblicke. Sei dann da alles drinnen und habe das
Konsequenzen auf verschiedene Bauwerber.

GV Berger antwortet, dass nur dann Konsequenzen für Bauwerber hätte, wenn ein neue-
rer Bauwerber irgendwo komme, dass nicht mehr die Ö-Norm B1800 vor dem Zeitpunkt
durchgehe, sondern die Berechnungsgrundlagen für diese Dinge auf alle Bebauungspläne
gleich seien. Für die Bestände habe das null Einfluss.

GRKaniakmerkt an, dass die Frage vonGRGierlinger sehr berechtigt sei, denndasGering-
ste seien die Kosten. Es müsse an und für sich derjenige, der den Bebauungsplan erstellt
habe, die Kosten übernehmen, nicht der Jetzige. Dieser würde es ja nur überarbeiten. Die
Kosten müsse der Vorgänger übernehmen. Dieser habe es nicht verbrochen, er habe es
gemacht. Das habe natürlich keine Auswirkungen auf die Prozesse die laufenwürden. Das
heiße, wenn die Gemeinde im Nachhinein sagen würde, das sei leider so gewesen, man
mache es jetzt anders oder wennman es juridisch formuliere, reichskonform, dann sei die
Gemeinde zwar außer Obligo, aber in den anstehenden Verfahren nicht. Das heiße, jene
Verfahren würden weiterlaufen. Man kann ja nicht rückwirkend ein Gesetz oder einen Be-
stand ändern und sagen, nein das sei es nicht. Man habe jetzt alles geändert und es sei
anders. Man müsse das als Gemeinde durchführen, um keine anderen Fälle zu provozie-
ren. Die Kosten müsse der vorhergehende Ortsplaner bezahlen und es hat keine Einwi-
rkung auflaufende Prozesse, die sich auf das berufen würden.
Bgm. Egger antwortet, dass mach Sachverständige dazu habe, dass sie einem das im Vo-
rfeld sagen würden.

Antrag:
Der Planungsausschussobmann stellt aufgrund des einstimmigenBeschlusses in der Pla-
nungsausschusssitzung am 02.05.2024 den Antrag, dass die Änderung von Bebauung-
splänen im Wege eines Ediktalverfahrens verordnet werden soll, damit eine eindeutige
Regelung in den Bebauungsplänen in Bezug auf die ÖNORM B 1800 geschaffen wird.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Stellungnahme Ortsplaner, Ediktalverordnung, Plan

Berichterstatter: Planungsausschussobmann Ing. Harald Mayrhofer

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 28.09.2023 unter TOP 3.3 den einstimmigen
Grundsatzbeschluss über die vorliegende Neuerstellung des Bebauungsplanes Nr. 67
“Haining 3“ gefasst.
Die Notwendigkeit für die Neuerstellung des Bebauungsplanes Nr. 67 wurde im Grundsa-
tzbeschluss des Gemeinderates vom 28.09.2023 ausführlich behandelt und dargelegt.
Begründet wurde die Erstellung damit, dass für diese bereits als Bauland gewidmete
Fläche eine zweckmäßige und geordnete Bebauung sichergestelltwerden kann. Vor allem

4.3. Bebauungsplan Nr. 67 "Haining 3" - Beschlussfassung
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soll die in der Umgebung vorherrschende Siedlungscharakteristik im Sinne des Orts- und
Landschaftsbildes einer einheitlichen Einfamilienhausbebauung angeglichen werden.
Mit dieser Erstellung des Bebauungsplaneswird das öffentliche Interesse an einer weite-
ren geordneten Bebauung in Hinkunft gesichert und ermöglicht. Ein Widerspruch zu den
Planungszielen der Marktgemeinde ist nicht gegeben. Unwirtschaftliche Aufwendungen
für Verkehr-, Energie- und sonstige Versorgung für deren Aufschließung sind nicht erfo-
rderlich.

Das Verfahren wurde im Sinne des Grundsatzbeschlusses des Gemeinderates vom
28.09.2023 mit Verständigung vom 04.10.2023 (Behörden) und 06.10.2023 (Nachbarn)
gemäß § 36 Abs. 4 Oö. ROG 1994 eingeleitet und den von der Planänderung Betroffenen in-
nerhalb von 4 Wochen Gelegenheit gegeben, ihre Stellungnahme beim Marktgemeinde-
amt einzubringen.

Mit Schreiben vom 17.11.2023wird vom zuständigen Raumordnungssachverständigen des
Amtes der Oö. Landesregierung, Direktion für Landesplanung, wirtschaftliche und lä-
ndliche Entwicklung, Abteilung Raumordnung/Örtliche Raumordnung, Herr Dipl.-Ing.
Rockenschaub, mitgeteilt, dass überörtliche Interessen im besonderen Maße durch die
beabsichtigte Änderung des Bebauungsplanes in der vorliegenden Form nicht berührt
werden.

Mit Schreiben vom 08.11.2023 wird vom Amt der Oö Landesregierung, Abt. Naturschutz,
Herr DI Locher, mitgeteilt, dass zusammengefasst, die geplanten Festlegungen für die Ge-
währleistung einer landschaftsverträglichen, dem umliegenden Gebäudebestand angep-
assten Bebauung, geeignet erscheinen. Der vorliegende Bebauungsplanentwurf kann
daher aus fachlicher Sicht vertreten werden.

Mit Schreiben vom 16.10.2023 teilt dieWildbach- und Lawinenverbauung, Herr DI Dr. Bitte-
rlich mit, dass der geplante Bebauungsplan nicht im Widerspruch zum öffentl. Interesse
am Schutz vor Wildbachgefahren steht.

Mit Schreiben vom 13.11.2023 wird vom Amt der Oö Landesregierung, Abt. Umwelt-, Bau-
undAnlagentechnik, Herr Ing. Bauer,mitgeteilt, dass aus Sicht der Elektrotechnik und Ene-
rgieversorgung durch die eingetragenen Baufluchtlinien im Bebauungsplan keine erh-
eblich nachteiligen Auswirkungen auf die Versorgungs- und Betriebssicherheit der 30 kV-
Trasse zu erwarten sind. Aus fachlicher Sicht bestehen keine Einwände gegen den Beb-
auungsplan.
Mit Schreiben vom 29.10.2023 teilen die Familien Dachs, Dachs-Machatschek, Diechler
und Sturm, Fürthauer, Jud und Gauges sowie Pellegrini mit, dass
 die Erstellung des Bebauungsplanes begrüßt wird und dass die Anzahl der 3 Bauparz-

ellen unbedingt beizubehalten ist.
 Durch die Verbreiterung der Straße im Planungsbereich ist die Umkehrmöglichkeit für

kommunale Fahrzeuge sichergestellt. Ein risikoloses Ablaufen des Regenwassers,
auch bei Platzregen, muss gewährleistet sein.

 Für die im Westen des Bebauungsplanes dargestellte Straße nach Süden soll nur bis
zur Hauszufahrt Pellegrini geführt werden. Für den Westwanderweg soll ein Durchg-
ang von 2,0 m erhalten bleiben. Ergänzend wird festgehalten, dass die Straße „Am
Weinberg“ Privatstraße bleiben soll.

 Aufgrund des abfallenden Geländeverlaufes sind die absoluten Höhen jener Punkte
genau festzulegen, ab denen die Höhe der Häuser laut Bebauungsplan festgelegt we-
rden.
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 Bezüglich des Abstandes der westl. Grundstücksgrenze zur bebaubaren Flächemöch-
ten sie, um die Durchsicht zwischen den Häusern zu verbessern, eine Ausweitung auf
7,0 m anstatt der bis der 3,0 m. Das gilt für die Parzellen 2 und 3.

Die Netz Oö GmbH – Strom teilt mit Schreiben vom 10.10.2023mit, dass sie unter der Bedi-
ngung der Einhaltung der im Schreiben geforderten Auflagen keinen Einwand erhebt.
Die Netz Oö GmbH – Gas teilt mit Schreiben vom 10.10.2023 mit, kein Einwand besteht.
Die ÖBB-Immobilienmanagement GmbH teilt mit Schreiben vom 17.10.2023mit, kein Einw-
and besteht.

Weitere Stellungnahmen sind bei der Marktgemeinde nicht eingelangt.
Alle bei der Marktgemeinde eingelangten Stellungnahmen, sowie die fachliche Stellung-
nahme des Ortsplaners vom 19.06.2023 wurden den Ausschussmitgliedern vollinhaltlich
zur Kenntnis gebracht.

Der Antrag auf Änderung wurde dem Gemeinderat in seiner Sitzung am 15.02.2024 unter
TOP6.3 zur Beschlussfassung vorgelegt und einstimmig angenommen. Anschließendwu-
rde der Akt dem Amt der Oö Landesregierung, Abt. Raumordnung, zur Genehmigung vorg-
elegt. Mit Schreiben vom 11.0.2024 teilte diesemit, dass überörtliche Interessen nicht bet-
roffen sind und daher der Akt nur zur Verordnungsprüfung und nicht zusätzlich zur Gen-
ehmigung vorzulegen ist. Weiters wurde mitgeteilt, dass gemäß § 36 Abs. 6 Oö ROG 1994
der Gemeinderat eine ausreichende Interessenabwägung durchzuführen hat, wozu auch
die Behandlung der Einwendungen zählt. Dieser Verfahrensfehler (d.h. der Gemeinderat
hat zu den eingelangten Stellungnahmen seinerseits Stellung zu nehmen und darüber
abzusprechen.). Anschließendwird der Akt zur Genehmigung an das Amt der Oö Landesr-
egierung übermittelt.

GVin Hauschildt-Buschberger sagt, dass dies vereinbarungsgemäß sei, dass alle Fraktio-
nen sozusagen, dies noch einmal betonen würden. Das sei auch tatsächlich so, dass man
sich im Planungsausschuss alles, was an Einwendungen, Stellungnahmen usw. vorges-
ehen sei, angesehen habe, diskutiert habe. Sie habe die ganze Fraktion darüber in Kenntnis
gesetzt, auch die Mitglieder, die nicht im Ausschuss gewesen seien. Und aufgrund der vo-
rliegenden Unterlagen sei es ihrer Fraktion möglich, eine Entscheidung zu treffen.

Amtsleiter Riedler führt aus, dass dies einfach im Gemeinderatsprotokoll angeführt sein
müsse und dass dies das Land wolle.

GV Berger glaubt, dass es einfach aufgrund dessen sei, was man im Planungsausschuss
gehört habe und aufgrund dessen, was man geschrieben habe, es notwendig sei, dass
jede Fraktion eine Stellungnahme abgebe. Deswegen möchte er auch für die SPÖ eine St-
ellungnahmeabgeben. Es sei imPlanungsausschuss sehr intensiv über das Ganze diskuti-
ert worden. Man war sehr überrascht, dass man auf einmal so einen endgültigen Be-
schluss zurückgeschickt bekomme.Warum habeman nicht verstanden. Man habe sich im
Planungsausschuss sehr intensiv damit auseinandergesetzt. Dieses Wissen habe er ver-
sucht, in die Fraktion hineinzutragen und man sei in der Fraktion auch übereingekommen,
dass es für sie kein Problem sei, diesem Antrag zuzustimmen, damit man das positiv über
die Runden kriege.
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Antrag:
Der Planungsausschussobmann stellt aufgrund der Einstimmigen Empfehlung des Planu-
ngsausschusses, dass die Neuerstellung des Bebauungsplanes Nr. 67 „Haining 3“ so wie
im Plan des Ortsplaners dargestellt und seiner Stellungnahme vom 19.06.2023 vom Gem-
einderat endgültig beschlossen werden soll.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Stellungnahmen, Versagung Land, Plan

5. INFRASTRUKTUR & VERKEHRSANGELEGENHEITEN

Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Sachverhalt:
In der Gemeinderatssitzung am 22.03.2023 wurde der Vertrag für die Parkraumbewirt-
schaftung beschlossen. Das Gebührenmodell soll auf Wunsch der Politik erweitert we-
rden, es ist nun möglich auch stundenweise ein Ticket zu kaufen. Das gratis Parken von
30 Minuten entfällt.

Antrag:
Der Bürgermeister stellt aufgrund der einstimmigen Empfehlung im Gemeindevorstand
den Antrag dem Gemeinderat folgende Empfehlung auszusprechen:

a. die Parkgebühr in der Höhe von € 6,00 pro Tag in einemZeitraumvon 15.05.2024 bis
15.09.2024

b. die Parkgebühr in der Höhe von € 1,00 pro Stunde in einem Zeitraum von 15.05.2024
bis 15.09.2024

c. und folgende Parkplätze aus der Parkraumbewirtschaftung herauszunehmen:
 die Behindertenparkplätze
 2 Parkplätze für E-Auto bei der Ladesäule, die Parkgebühr von 6,00 € wird aut-

omatisch ab 3 Stunden Parkdauer über die Ladestation verrechnet
 die Parkplätze gemäß demPachtvertrag zwischen der Sailer GmbH& Co KG und

der Marktgemeinde Seewalchen.

nachträglich zu beschließen.

Beschluss: einstimmige Annahme

5.1. Anpassung - Gebührenmodell Parkraumbewirtschaftung Strandbadparkplatz
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Berichterstatter:

Sachverhalt:
Im Bereich Ginzkeyweg 10, Grst. 1943/14 ist eine Engstelle vorhanden. Die Familie Hölzli
hat die Hecke abgetragen und durch eine Neubepflanzung ersetzt. Dabei wurde die Hecke
weiter nördlich versetzt, sodass die Möglichkeit besteht, diese Engstelle nun zu berei-
nigen. Die derzeitige Straßenbreite beträgt ca. 3,40m bzw. 3,80m. Gemäß der Vermessu-
ngsurkunde von Dipl.-Ing. Herbert Ahrer, GZ: 22558 vom 25.04.2024 ergeben sich dadurch
Ab- und Zuschreibungen.

Wortprotokoll:
EGR. Dieter Hölzli erklärt sich für befangen.

Antrag:
Der Bürgermeister stellt den Antrag für die Durchführung gemäß §§ 15 ff Liegenschaftst-
eilungsgesetz die Zu- und Abschreibungen von/zum Gemeindeeigentum laut Vermessu-
ngsurkunde von Dipl.-Ing. Herbert Ahrer, GZ: 22558 vom 25.04.2024 zu beschließen.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Vermessungsurkunde, Antrag §15

Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Sachverhalt:
Für die Erweiterung vom Parkplatz der Freiwilligen Feuerwehr Kemating wurde beim
Land OÖ um die Gestattung für den Anschluss einer Verkehrsfläche an die Landesstraße
(L 1276 Seewalchner Straße) angesucht. Mit dem Schreiben vom 07.05.2024 wurde uns
ein Vertragsentwurf zugesendet.

Antrag:
Der Bürgermeister stellt den Antrag, den Gestattungsvertrag vom Land OÖ
GZ: BauNE-2023-164728/50-RAL für den Anschluss einer Verkehrsfläche an die L 1276
Seewalchner Straße zu beschließen.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Gestattungsvertrag

5.2. Antrag auf Veranlassung der grundbücherlichen Durchführung gem. § 15, Grundt-
eilung Hölzli

5.3. Gestattungsvertrag - Erweiterung Parkplatz Freiwillige Feuerwehr Kemating
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Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Der Bürgermeister berichtet, dass im Bereich vom Strandbad Litzlberg geplant ist, einen
Radweg zu errichten. Um dies zu ermöglichen, wird von Herrn Haberl eine Fläche von 206
m² benötigt. Dies wurde bereits bei einer Vermessung am 19.09.2023 von Dipl. Ing. Ahrer
planlich dargestellt. Herr Haberl istmit dembisher üblichen Preis von € 9,50/m² einverst-
anden.

Antrag:
Der Bürgermeister stellt aufgrund des einstimmigen Beschlusses in der Gemeindevorsta-
ndssitzung am 13.05.2024 den Antrag, den Grundsatzbeschluss zu fassen, die Teilfläche
des Grundstückes 1051/1 im Ausmaß von 206 m² lt. Vermessungsurkunde vom
22.09.2023, Dipl. Ing. Ahrer mit einem Kaufpreis in Höhe von € 1957,00 für die Errichtung
eines Radweges zu beschließen.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Vermessungsurkunde

6. VERTRAG

Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Sachverhalt:
Aufgrund einer mündlichen Vereinbarung im Jahr 2014 zwischen dem damaligen Bürge-
rmeister Mag. Johann Reiter und Frau Daniela Heitzinger-Gruber wird das gemeindeeig-
ene landwirtschaftliche Grundstück in Haining für eine Pauschale von € 250,00 pro Jahr
bewirtschaftet. Im Jahr 2022wurde in der Gemeindevorstandssitzung vom 17.01.2022wu-
rde diese Vereinbarung für weitere drei Jahre verlängert. Laut Telefonat vom 23.04.2024
möchte Frau Heitzinger-Gruber Daniela die Vereinbarung erneut verlängern.

Antrag:
Der Bürgermeister stellt aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorsta-
ndes den Antrag, die Vereinbarung auf weiter drei Jahre zu verlängern und die Bewirt-
schaftung an Frau Daniela Heitzinger-Gruber aus Haining zuzusprechen.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
GV-Niederschrift zur Sitzung GV/03/2022, Aktenvermerk

5.4. Grundsatzbeschluss - Grundstücksankauf Litzlberger Straße

6.1. Verlängerung Vereinbarung Bewirtschaftung landwirtschaftliches Grundstück in
Haining an Frau Heitzinger-Gruber Daniela
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Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Sachverhalt:
Der Jagdleiter Alois Hemetsberger hat telefonisch am 29.03.2024 um Verlängerung der
bestehenden Gestattungsvereinbarung vom 25.03.2021 für die Niederwildbrache in
Buchberg angesucht. Gemäß Gemeinderatsbeschluss vom 25.03.2021 wurde die Gestat-
tungsvereinbarung bis 31.03.2024 verlängert und die Bepflanzung mit Wildsträuchern-
und Hecken zugestimmt.

Antrag:
Der Bürgermeister stellt aufgrund der Empfehlung des Gemeindevorstandes den Antrag,
dem Gemeinderat die Empfehlung auszusprechen, die Gestattungsvereinbarung, umwei-
tere 3 Jahre zu verlängern.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Gestattungsvereinbarung vom 25.03.2021, 1.Nachtrag Verlängerung, Plan

Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Sachverhalt:

Verpachtung der Grundstücke Teil Grundstück 3120 EZ 2031 KZ 50319 Seewalchen.

Herr und Frau Haitzinger Günther undMartina, Neubrunn 1, 4863 Seewalchen a. A. bewirt-
schaften die ehemaligen „Pixnergründe“ mit einer Fläche von 2,9774 Hektar seit dem
01.10.2021. Der Pachtvertrag wurde ab demselben Datum für eine Dauer von 3 Jahren bis
zum 30.09.2024 abgeschlossen.

Als Grundlage für die Pachtkonditionen wurde der Agrarpreisindex von 1995 herangez-
ogen, mit einemAusgangswert aus dem4. Quartal 2011. DesWeiterenwurde eine Klausel
von 5 % vereinbart. Nun beantragen sie die Verlängerung des Pachtvertrags um weitere
drei Jahre.

Folgende indexgesicherten Pachtbeträge wurden bereits entrichtet:
01.10.2021 bis 30.09.2022 € 250,00 x 2,9774 ha = € 744,35 0 % Ust.
01.10.2022 bis 30.09.2023 € 279,75 x 2,9774 ha = € 832,93 0 % Ust.
01.10.2023 bis 30.09.2024€ 353,04 x 2,9774 ha = € 1.051,15 0 % Ust.

6.2. Verlängerung Gestattungsvereinbarung Jagdgesellschaft

6.3. Verlängerung Pachtvertrag Haitzinger Günther und Martina
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Antrag:
Der Bürgermeister stellt aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorsta-
ndes den Antrag, dem Gemeinderat die Empfehlung auszusprechen, den vorliegenden
Zusatz zum Pachtvertrag zwischen der Marktgemeinde Seewalchen a. A. und Herr und
Frau Haitzinger Günther und Martina, Neubrunn 1, 4863 Seewalchen a. A. um drei weit-
ere Jahre indexgesichert zu verlängern.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
1.Nachtrag zum Pachtvertrag, Pachtvertrag vom 1./2. Juli 2021, Lageplan, Aktenvermerk

7. ALLFÄLLIGES

GR Eitzinger-Langemöchte sich noch einmal in dieser Sitzung bei all jenen, bedanken, die
bei der Flurreinigung dabei gewesen seien undmitgewirkt hätten, besonders bei den Feu-
erwehren und bei Frau Pfeil, die vom Amt aus mitgearbeitet habe. Es sei ein voller Erfolg
gewesen und man habe ein Traumwetter gehabt.

GR Peter Reitermöchte kurz über die Fahrrad-Gruppe berichten. Man habe am Vortag für
die Volksschüler, die in diesem Jahr die Fahrradprüfung machen würden, die Warnwesten
ausgegeben. Er glaube, diese hätten sich alle recht gefreut. Er glaube, dass sie ziemlich
nervös gewesen seien, aber über diese Schutzjacke, praktisch dieseWarnweste hätten sie
sich sehr gefreut. Er glaube, es sei ein gutes Zeichen von der Gemeinde und von der Fahrr-
adgruppe, dass man dies den Kindern zur Verfügung stelle.

GVin Hauschildt-Buschbergermüsse noch ein Anliegen anbringen. Man habe 2021 verschi-
edene Funktionen in der Gemeinde verhandelt und Menschen zugeteilt. Und unter ande-
rem es gebe in Seewalchen, man glaube es nicht, einen EU-Gemeinderat. Undwer es viell-
eicht schon gehört habe, am9. Juni seien dieWahlen. Sie habe dankenswerterweise festg-
estellt, dass es in der Gemeinde ein Posting gegeben habe auf Facebook, wo auch der EU-
Gemeinderat honoriert, gewesen sei. Der Sinn und Zweck des EU-Gemeinderates oder ei-
ner EU-Gemeinderätin sei eigentlich grundsätzlich, die Sachen, die in Brüssel passieren,
den Bürgern und Bürgerinnen in der Gemeinde näher zu bringen. Um auch die Sinnhaftigk-
eit und das, was in Brüssel passiere, nicht abgehoben zu betrachten, sondern damit gea-
rbeitet werde, dassman ein Teil des Ganzen sei. Damüsse sie ganz ehrlich sagen, dass sie
das ein bisschen vermisse. Sie wisse nicht, wie es in anderen Gemeinden gehandhabt we-
rde, aber wenn man jemanden habe für so ein Amt, dann habe sie das Gefühl, dass man
damit etwas tunmöchte. Das habe sie jetzt vermisst, weil im EU-Gemeinderat könnteman
grundsätzlich auch in Gemeinderatssitzungen etwas erzählen und es könnten Veranstal-
tungen stattfinden. In Mondsee zum Beispiel hätten sie sich vom Bundeskanzleramt den
EU-Bus geholt, weil es einfach wichtig sei, weil es um Entscheidungen gehe in der EU, die
auch Österreich beträfen. Sie sage jetzt zumBeispiel nur Reparaturpflicht. Es seienwese-
ntliche gute Sachen, die passieren würden und es würde gut tun, wenn man da ein bis-
schen darüber redenwürde, bevorman sich irgendwann selbst abschaffe. Ihrwäre es tat-
sächlich ein Anliegen, in den nächsten Jahren ein bisschen mehr berichtet zu bekommen.
Außermanwisse eh schon alle alles, alle 5.500 Seewalchner:innen. Dann braucheman es
eh nicht, aber dann brauche man auch keinen EU-Gemeinderat. Das Posting habe sie
wohlwollend wahrgenommen, das es gegeben habe, aber nachdem sie eh immer ein bis-
schen Social Media spechtle, sei das das Einzige gewesen.
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Bgm. Egger antwortet, dass bereits die nächsten vorbereitet seien. Diese seien schon bei
ihmund amdarauffolgenden oder amweiterfolgenden Tagen habeman das auch drinnen.

GR Martin Günthermeldet sich daraufhin zu Wort und sagt, dass er wohl damit angespr-
ochen sei.

GVin Hauschildt-Buschberger antwortet, das eigentlich allgemein formuliert zu haben.

GR Martin Günther sagt, dass es grundsätzlich schon Aktivitäten gegeben habe und dass
er bis nach Niederösterreich zu Veranstaltungen gefahren sei. Die Fahrtkosten habe er er-
stattet bekommen, aber sonst nichts. Er habe auch an Online-Veranstaltungen teilgen-
ommen. Erwürde sich auch gernewünschen, das vonder EU an die Gemeinde zu transpor-
tieren, abermanmüsse drüber reden, weil so viel bei der EU jeden Tag beschlossenwerde,
wisse er nicht, ob er es schaffe, in seinem Beruf, dies innerhalb der Bevölkerung zu vert-
eilen.
Er glaube, dass der Verdruss der Politik bei der Bevölkerung unabhängig davon, auch nicht
durch zusätzliche Informationen, die in den Medien seien, gebessert werde. Es liege vi-
elmehr daran, wie die Politik agiere, dass die Leute nicht gerne wählen gehen würden.
Aber man solle die Leute zumWählen bringen, dass sei auch vorbereitet gewesen vor der
Wahl, es sei jedoch noch nicht ausgeschickt worden.
Bgm. Eggerwirft ein, dass das Nächste am darauffolgenden Tag drinnen sein werde.
GR Martin Günther führt weiter aus, dass man gerne einmal im Detail darüber sprechen
könne. Es gebe regelmäßige Veranstaltungen und eine Menge Infos hinzuholen. Da wü-
rden dann fünf Leute davor stehen, das sei Aktionismus und sonst gar nichts.

GVin Hauschildt-Buschberger wolle das so nicht im Raum stehen lassen. Sie frage, worum
es da gehe. Dass er (GR Martin Günther) dort Einsatz zeige und Informationen abhole sei
großartig, nur sollten es dann die anderen auch erfahren, was eben durchgemacht wo-
rden sei.

GR Martin Günther entgegnet, dass da jetzt auch noch nichts dabei sei, was für Seew-
alchen passen würde.

GVin Hauschildt-Buschberger antwortet, dass da so nicht stimme. Ihr sei das ja auch lästig
mit verschiedenen Gesetzen, die dann nochmal durch den Nationalrat durch den Bundes-
rat gehenwürden usw., da beschäftigten sie sich ja auch damit. Es seien durchaus Sachen
dabei, die höchst interessant seien für die Gemeinden. Ein spontanes Beispiel sei der Ar-
tikel der Natura 20000. Man habe gerade eine große Diskussion über das Renaturierung-
sgesetz, nur Flächen, die ausgewiesenwerdenmüssten usw.Werwissen das von ihnen in
Seewalchen.

Bgm. Egger unterbricht und sagt, das seien jetzt aber aber auch schon zehn Jahre, daswi-
sse er.

GVin Hauschildt-Buschberger spricht in weitere Folge auch über die Reparaturrichtlinie,
die eine großartige Sache sei. Es wäre ein Leichtes gewesen, in der letzten Gemeindezei-
tung darüber zu informieren. Oder man hätte die EU-Bürger:innen auch darüber informie-
ren können, dass sie sich jetzt wieder in das Verzeichnis eintragen lassen können. Das
wäre zum Beispiel eine Sache gewesen, die durchaus mehr zu kommunizieren gewesen
wäre, auchmit den Stichtagen. Das sei schon von Interesse, weil kommunalpolitisch seien
die EU-Bürgerinnen wahlberechtigt und sie könnten tatsächlich auch eben in Österreich,
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österreichische Parteien als EU-Bürger:innen wählen, wenn sie hier einen Hauptwohnsitz
hätten. Sie fragen sich, ob dies alle wissen würden. Sie glaube, es seien nicht wenige EU-
Bürger:innen, die in Seewalchen leben würden, diese hätten das von der Gemeinde nicht
mitgeteilt bekommen. Sie wolle hier keine großartige Kritik anzetteln, sie wolle dies einf-
ach als Beitrag sozusagen für eine Verbesserung so stehen lassen undwer sich diesmitn-
ehmenwolle, solle es gerne tun. Es würde sie freuen, aber sie sei der Meinung, obwohl je-
tzt Krieg in der Ukraine sei, dass die EU ein Friedensprojekt aufgrund der gute Zusammen-
arbeit, und diese solle man den Leuten auch sehr deutlich mache, dass dies wesentlich
undwichtig sei, für die Länderweiterhin diesen Zusammenhalt in Demokratie und Rechts-
staatlichkeit miteinander umzugehen. Dies gehöre auch in einen Gemeinderat, das tue ihr
leid.

GR Kaniakmerkt an, dass die Demokratiezustände in der EU viel niedriger seien, das sei
ganz einfach. Er wolle über zwei Sachen informieren. Die erste Information sei die, da er ja
am Hotspot der Wildwasservögel, der Höckerschwäne und allen anderen Wassertieren
direkt dran sei und jeden Tag und in der Nacht dies sehe, könne er berichten, dass ab und
zu ein einziger Schwan ein Territorium verteidigt und kein anderer Schwan. Es gäbe keine
Schwäne mehr. Es gäbe keine Schwäne mehr dort, auch keine Wasservögel.
Erwolle das als Information sagen, weil das hier immer so aufgebauschtwerde, wiewenn
diese rudelweise. Es seien schon einmal 70, 80 gewesen, aber das sei eben so.
Das Zweite, was er berichtenwolle, das sei vielleicht etwas Positiveres. Das Klimtzentrum
werde vom Klimtverein wiedereröffnet und wieder betrieben werden, in einem neuen Ge-
wand. Die Situation sei so, dass ihre Firma die Räumlichkeiten zur Verfügung stelle. Diese
bräuchten nur ihr Betriebskosten zu bezahlen, keine Miete, alles gratis. Die Struktur we-
rde so geändert, dass ein Drittel eine laufende Klimt-Ausstellung sei, ein Drittel würden
lokalen Künstler aus der Gegend zur Verfügung gestellt. Und für das Dritte habe sich Dr.
Weidinger, übrigens der Landeskulturreferent, bereit erklärt, das Klimtzentrum mit einer
Dauerausstellung zu bespielen. Folge dessen sei dies nun ein Ort, wo sich etwas tun kö-
nne,wodauernd andere Aspekte hineinkommenwürdenund dies sei etwas Positives. Dies
sei sein Anliegen, dass man die Information auch weitergeben, weil Kultur werde in den
nächsten Jahrenwahrscheinlich kaummehr den Stellenwert erreichen, den sie einmal er-
reicht hatte, denn wo die Kassen leer seien, sei auch die Kultur zum Schweigen gegangen.

GRin Kölblinger fragt, wie es mit der Straßenbeleuchtungsrenovierung aussehe. Bis dato
habe sich noch überhaupt nichts gesehen.

Amtsleiter Riedler antwortet daraufhin, dass es Ende Juni abgenommen werden würde
und dann werde alles gehen. Das sei ausgemacht.

GR Dieter Hölzliwolle im Nachgang zum Klimt sagen, dass es das „L(i)ebenswerte Seew-
alchen“ wieder gebe. Es werde für den 25. Juni die Generalversammlung ausgeschrieben.
Sollten an dieser Stelle Mitglieder oder ehemals zahlende Mitgliede dabei sein, dann wü-
rde es ihn freuen, wenn diese auchwieder aktiv sein würden undman zu dieser Generalv-
ersammlung komme. Es werde dort der Vorstand, der sich neu formiert habe hoffentlich
bestätigt werden und dann sei man wieder da und werde weitermachen.
Zu GR Kaniak sagt GR Hölzli bezüglich der Schwäne, dass dieser dort schauen müsse, wo
er drüber schau in ihre Richtung, unterhalb des Litzlberger Kellers, was dort los sei.

GRPeter Reiterwolle noch eine Einladung aussprechen. Er habe in der vorigen Gemeinde-
ratssitzung den Folder über die Repair-Cafés aufgelegt. Man habe den ersten in Lenzing
am 5. April absolviert. Es sei sehr erfolgreich gewesen. Es seien ungefähr 20 Geräte zur
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Reparatur eingebracht worden, 17 davon habe man reparieren können. Man habe auch
eine Textilabteilung dabei gehabt, da seien 8 Textilien, Änderungen an Kleiderstücken
gemachtworden. Er glaube, das sei ein toller Erfolg gewesen. Den nächsten habeman am
7. Juni in Schörfling in der Mittelschule und den übernächsten habe man dann in Seew-
alchen auch in der Mittelschule. Dies sei am 11. Oktober. Er wolle einladen, wenn jemand
ein defektes Gerät habe, dürfe dieser jederzeit gerne vorbei kommen, am 7. Juni von 14.30
bis 18.00 Uhr in der Naturparkmittelschule in Schörfling.

GR Maria-Theresia Dachs berichtet, dass man an diesem Tag am Vormittag bis 14.00 Uhr
ihr erstes Projekt gemeinsammit Unterstützung des „L(i)ebenswerten Seewalchens“, das
praktisch die Finanzierung stemme, umgesetzt habe. Man habe rund um den Fitnesspark
essbare Sträucher angesetzt, Obstbäume, Apfelbaum, Nussbaum, Schlehen, Kornelkir-
sche, Himbeeren, Erdbeeren. Man habe zusammengeholfen. Harald habe als Nichtmi-
tglied in der Arbeitsgruppemit demBagger die Löcher für die großenBäumeausgegraben.
Man freue sich einfach und sie glaube, das werde einfach ganz toll, wenn dann auch noch
die Sitzgelegenheiten stehen würden, da habe der Bauhof schon die Fundamente gem-
acht. Sie glaube, daswerde bis zumSommer ganz gut passen, dasman sich dort aufhalten
und auch bereits Früchte essen könne.

Vizebürgermeisterin Haberl wolle zum Thema „L(i)ebenswertes Seewalchen“ etwas
sagen,man sei dank GRin Köblinger schon imVorfeld zusammengesessen, leider doch sehr
wenige, weil man gesagt habe, das sei ein super Verein. Es soll kein politischer Verein sein.
Die Bürger:innen Seewalchens sollten sich beteiligen. Dank GR Hölzli, der auch den Einw-
and gebracht habe, sie versuche immer noch verzweifelt, die Kultur zu aktivieren, denn es
wäre sogar von der Gemeinde ein bisschen Geld da, dass man einen Kulturverein wieder
aktiviere. Es sei sehr sehr schwer. Aber man kann auch mit dem „L(i)ebenswerten Seew-
alchen“, laut Statuten könne man da auch kulturelle Projekte übernehmen und veranstal-
ten, das freue sie ganz besonders und sie möchte wirklich auch jeden Einzelnen noch ei-
nmal vielleicht dazu ermutigen, dassman hier einwenigWerbung raustrage bei Freundin-
nen usw., die nicht politisch seien, aber denen Seewalchen wirklich am Herzen liege und
die sagen würden, okay, es gebe jetzt gottseidank wieder einen Vorstand, aber unterstü-
tzend könne man Ideen und Meinungen einbringen.
Bei der letzten Sitzung, an der sie leider nicht mit dabei war, weil sie nicht gekonnt habe,
weil sie sehr kurzfristig angesetztwar, das habe sie schon enttäuscht,weil es seien eigen-
tlich nur acht Leute dort. Man habe wirklich alle angeschrieben, die Mitglied beim Verein
gewesen seien. Das seien sehr viele gewesen und das habe Willi Katamay gemacht. Sie
habe dann auch noch einigeweitergegeben, nicht politisch, es gebe ja so viele Leute in Se-
ewalchen, die sagen würden, sie könnten sich da einbringen. Vielleicht könnte man Leute
aktivieren, die man kenne, die sagen würden, okay Seewalchen liege ihnen amHerzen. Sie
wisse jetzt nicht, wann die Generalversammlung sei, aber dassman dochmehrMitglieder
bekomme, als Leute, die sagen würden, okay, ich könne mir vorstellen, dass ich dabei sei
und da mitwirke. Das sei ganz wichtig, wenn man da auf breiten Füßen stehen könne und
sie wundere sich, dass so wenig komme, denn das Engagement von Leuten sei eigentlich
da.

GR Hölzlimerkt an, dass es ein kultureller Hintergrund gewesen sei, dass so wenig Leute
gekommen seien.

GRin Autengruber lädt zum bevorstehenden Dämmerschoppen der FPÖ ein.
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GRin Lamatsch gibt an, gesehen zu haben, dass es Leute geben, diemit demAuto zum Fit-
nesspark fahren würden, dort parken und trainieren gehen würden. Es stelle sich die Fr-
age, ob der Schulweg nur für Anlieger sei.

Amtsleiter Riedler antwortet, dass dort normalerweise abgesperrt sei. Derzeit sei für irge-
ndetwas abgesperrt gewesen.Man habe dieses Thema schonmal gehabt, dassman viell-
eicht ein Schild hingebe, dass man mit motorisierten Fahrzeugen nicht parken dürfe.

GRin Lamatsch fände das ganz gut, wobei sie sich die Frage stelle, wennman irgendwohin
trainieren gehe, warummanmit dem Auto bis ans Gerät fahren müsse.
Weiters sei ihr bei den Infopoints aufgefallen, da sei etwas schwarz ausgestanzt und in-
nen drinnen das Gelbe sein defekt.

Amtsleiter Riedler gibt an, dass man das wisse und reparieren lasse.

GRin Lamatsch spricht noch die verstopften Kanalgitter an, wo dasWasser nicht abläufe.

Amtsleiter Riedler antwortet, dassman dies im Amt sagenmüsse, man kontrolliere einmal
im Jahr alles durch.

Bgm. Egger fügt hinzu, wenn so etwas sei, dann solle man das gleich ins Amt schicken.
Dann könne man dort unmittelbar reagieren.

GR Harald Mayrhofer sagt, dass es kein Aufwand sei, das Gitter hoch zu heben und den
Korb auszuleeren und wieder hineinzugeben. Die Gemeinde könne nicht überall sein, da
seien schon auch die Bürger:innen ein wenig mitverantwortlich.

GVinHauschildt-Buschberger spricht diesbezüglich die Haftungsfrage an.Man könne nicht
den Anwohnern die Gitter hochheben lassen. Wenn diese nicht ordnungsgemäß wieder
hineingemacht werden würden und es falle ein Kind hinein, dann habe die Gemeinde das
Problem undmüsse sich dann schadlos halten, an dem, der eventuell den Deckel aufgem-
acht habe. Sie warne davor, Leute zu animieren, Gitter rauszugeben, die dann vielleicht
nicht ordnungsgemäße verschlossen werden würden. Das halte sie für ein Riesenhaftu-
ngsproblem. Er (GR Mayrhofer) mache das eh super, aber sie glaube nicht jeder mache es
so gewissenhaft. Sie ersuche, nicht selbständig Kanaldeckel oder -gitter aufzuheben.

GR Markus Muhr meldet sich zum Thema Schulweg und den Autos, die dort fahren wü-
rden, auch zu den Trainings, die dort gemachtwürden. Dies sei auch die Feuerwehr, die auf
dem Spielplatz trainiere. Die Gerätschaften würden so zwischen 100 und 150 Kilo haben.
Diese durch das Schulareal zu tragen, sei sicher eine interessante Sache, aber er glaube,
wennmanhinfahren könne, die Feuerwehr fahre sowieso nur zu,wenn es trocken sei, weil
man eh nicht auf dem Sportplatz trainiere, wenn es nicht trocken sei.

Bgm. Eggermerkt an, dass man ein paar Privat-PKWs gehabt habe, die seien jetzt wieder
weg gewesen. Daher habe man geglaubt, man brauche nicht reagieren. Offenbar, man
habe es auch an diesemTag gehört, dass jemand zugefahren sei. Manmüsse sich das ans-
ehen.
GR Muhr ergänzt, dass man dies mit den Privatautos auch so mache.

GR Moser wolle auch noch sagen, als der Schulsportplatz erweitert worden sei, er sei
nämlich Pächter von dem Grundstück der Diözese, und da habe man gesagt, man lasse
dies Fahrt offen. Sie seien Pächter jener Fahrt. Das seien dazumals Kostenersparnisse ge-
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wesen und man sehe sich das an, ob dort Bewegung sei und ob dies jemanden störe. Bis
jetzt sei es kein Problem gewesen. Sollte es ein Problem werden, müsse man da eine Lö-
sung treffen. Offiziell sei man Pächter von dem Grundstück. Wenn man die Fahrt wegh-
aben wolle, das seien halt nur Kosten.

Keine weiterenWortmeldungen.

Nachdemdie Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge undWortmeldungen nicht
mehr vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 20:30 Uhr.

Der Schriftführer: Der Vorsitzende:

…………………………………. ………………………………………
(AL Christoph Riedler) Bgm. Gerald Egger, MBA

Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in
der Sitzung vom 04.07.2024 keine Einwendungen erhoben wurden und diese Verhandlu-
ngsschrift daher im Sinne des § 54(5) Oö. GemO 1990 als genehmigt gilt.

Der Vorsitzende:

(Bgm. Gerald Egger)

Für die SPÖ-Fraktion: Für die ÖVP-Fraktion:

…………………………………… …………………………………….
(GV. Ing.Kurt Berger) (GV. Markus Kitzberger)

Für die FPÖ-Fraktion: Für die GRÜNE-Fraktion:

..…………………………………… ………………………………….
(GR. Mag. Irene Autengruber ) (GV. Claudia Hauschildt-Buschberger)
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